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Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Abkommen vom 3. Dezember 1997 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 

und der Republik Belarus 

über den Luftverkehr 


A. Zielsetzung 

Mit dem Gesetz soll einem völkerrechtlichen Vertrag nach Maßgabe 
des Artikels 59 Abs. 2 des Grundgesetzes zugestimmt werden. Mit 
seiner Hilfe wird der internationale Fluglinienverkehr für die deutschen 
Luftfahrtunternehmen und die des Vertragspartners zwischen beiden 
Staaten auf eine solide Rechtsgrundlage gestellt, die im Gegensatz 
zur Gewährung vorläufiger Rechte - ohne Vertragsbasis - auch lang- 
fristige Planungen trägt und nur formalisierter Beendigung unterliegt. 


B. Lösung 

Die Bundesrepublik Deutschland und der Republik Belarus gewähren 
sich gegenseitig die Rechte des Überflugs (1 . Freiheit), der Landung 
zu nichtgewerblichen Zwecken (2. Freiheit), des Absetzens (3. Freiheit) 
und des Aufnehmens (4. Freiheit) von Fluggästen, Gepäck, Fracht und 
Post im gewerblichen internationalen Fluglinienverkehr. Kabotage- 
rechte sind ausgeschlossen. 

Das Vertragsgesetz trägt den nationalen Erfordernissen zur Umset- 
zung dieses Vertrags in deutsches Recht Rechnung. 


C. Alternativen 

Vertragsloser Zustand mit nicht gesicherten Verkehrsrechten. 

D. Kosten der öffentlichen Haushalte 

1 . Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 
Keine 

2. Vollzugsaufwand 
Keiner 
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E. Sonstige Kosten 

Kosten entstehen durch das Gesetz weder bei Wirtschaftsunter- 
nehmen, insbesondere nicht bei mittelständischen Unternehmen, 
noch bei sozialen Sicherungssystemen. 

Das Vorhaben wirkt sich weder auf die Einzelpreise noch auf das 
Preisniveau, insbesondere nicht auf das Verbraucherpreisniveau aus, 
da das Abkommen neben Fragen technischer Art sowie der Rechts- 
gewährungen auf der Grundlage der Gegenseitigkeit nur die Art und 
Welse der Bestimmungen von Beförderungsentgelten, nicht aber 
deren Höhe, regelt. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

042 (323) - 900 01 - De 74/99 Bonn, den 7. Mai 1 999 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 3. Dezember 1997 zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Belarus über 
den Luftverkehr 

mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungs- 
wesen. 

Der Bundesrat hat in seiner 737. Sitzung am 30. April 1999 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen zu erheben. 


Gerhard Schröder 
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Entwurf 


Gesetz 

zu dem Abkommen vom 3. Dezember 1997 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Belarus 
über den Luftverkehr 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Dem in Minsk am 3. Dezember 1997 Unterzeichneten Abkommen zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Belarus über den Luftver- 
kehr wird zugestimmt. Das Abkommen wird nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem Artikel 21 Abs. 1 in Kraft 
tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 

Zu Artikel 1 

Auf das Abkommen findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwen- 
dung, da es sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 105 Abs. 3 in Verbindung mit 
Artikel 106 Abs. 2 Nr. 5 und Abs. 3 des Grundgesetzes erforderlich, da die in 
Artikel 6 des Abkommens vorgesehenen Vergünstigungen auch die Umsatz- 
steuer und die Biersteuer berühren, deren Aufkommen den Ländern ganz oder 
teilweise zufließt. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung des Artikels 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 Abs. 2 
des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Abkommen nach seinem Artikel 21 
Abs. 1 in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung des Gesetzes nicht 
mit Kosten belastet. 

Das Vorhaben wirkt sich weder auf die Einzelpreise noch auf das Preisniveau, 
insbesondere nicht auf das Verbraucherpreisniveau aus, da das Abkommen 
neben Fragen technischer Art sowie der Rechtsgewährungen auf der Grundlage 
der Gegenseitigkeit nur die Art und Weise der Bestimmungen von Beförde- 
rungsentgelten, nicht aber deren Höhe, regelt. 

Kosten entstehen durch das Gesetz weder bei Wirtschaftsunternehmen, ins- 
besondere nicht bei mittelständischen Unternehmen, noch bei sozialen Siche- 
rungssystemen. 
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Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Belarus 
über den Luftverkehr 

□araflHeHHe 

naMi>K OeflapaTbiyHaü PacnyöniKaM repMania 
i PacnyöniKaPi Benapycb 
ab naBerpaHbix SHOciHax 


Inhaltsübersicht 

Präambel 

Artikel 1 Begriffsbestimmungen 

Artikel 2 Gewährung von Verkehrsrechten 

Artikel 3 Bezeichnung und Betriebsgenehmigung 

Artikel 4 Widerruf oder Einschränkung der Betriebsgenehmigung 

Artikel 5 Gleichbehandlung bei den Gebühren 
Artikel 6 Befreiung von Zöllen und sonstigen Abgaben 
Artikel 7 Transfer von Einkünften 

Artikel 8 Grundsätze für den Betrieb des Fluglinienverkehrs 
Artikel 9 Übermittlung von Betriebsangaben und Statistiken 
Artikel 10 Tarife 

Artikel 11 Gewerbliche Tätigkeiten 
Artikel 12 Luftverkehrs-Sicherheit 
Artikel 13 Luftsicherheit 

Artikel 14 Einreise und Kontrolle der Reisedokumente 

Artikel 15 Meinungsaustausch 

Artikel 16 Konsultationen 

Artikel 17 Beilegung von Streitigkeiten 

Artikel 18 Mehrseitige Übereinkommen 

Artikel 19 Registrierung bei der Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation 


Artikel 20 Frühere Abkommen 
Artikel 21 Inkrafttreten, Geltungsdauer 
Artikel 22 Kündigung 


npaaMÖyna 
ApTblKyJl 1 
ApTbiKyji 2 
ApTbiKyji 3 
ApTbiKyji 4 

ApTbiKyji 5 
ApTbiKyji 6 
ApTbiKyn 7 
ApTbiKyn 8 
ApTbiKyji 9 
ApTbiKyji 10 
ApTblKyJl 1 1 
ApTbiKyji 12 
ApTbiKyji 13 
ApTbiKyn 14 
ApTbiKyji 15 
ApTbiKyji 16 
ApTbiKyn 17 
ApTbiKyji 18 
ApTbiKyji 19 

ApTbiKyji 20 
ApTbiKyji 21 
ApTbiKyji 22 


SiviecT 


Bbl3HaH3HHi 

HaflaeaHHe npasoy nepaeosaK 
HasHaHSHHe i BbiflaHa flaseonay na aKcnnyaiaMbiK) 
AHynaeaHHe aöo npbiMRHeHHe a6Me>KaBaHHBy y aflHOclHax 
fla flasBOJiy na SKcnnyaTaMbiK) 

AflsiHbi naflbixofl y aflHOclHax fla söopay 
Bbi3BaneHHe afl MbiiHbix nomniH i iHiubix aöopay 
riepaBOfl flaxoflay 

npbiHLibinbi a>KbiLi,i4ayneHHa parynflpHbix naaerpaHbix 3HOciH 
npaflacrayneHHe OKcnnyaiaMbiMHbix i CTaibiCTbiHHbix flaHbix 
Tapbic|Dbi 

KaMepi4biMHaB flaeMHacub 

Bacnexa naneray 

ABiaiibiMHaa ÖBcnexa 

ye3fl i KaHTpojib npaa3Hbix AaKyivieHTay 

AÖMeH MepKaBaHHBMi 

KaHcynbTaubii 

BbipamsHHe cnpanax 

LUiviaTÖaKOBbm KaHBeHMbii 

PariCTpaubm y Mi>KHapOAHaM apraHiaaMbii rpaiviaAsaHCKaPi 
aBiBAbii 

PaHeMUJbm llaraAHeHHi 
ycTynneHHe y ciny, ispiviiH AseaHHB 
CKacaBaHHe 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 


OeflspaTbiyHan PacnyöniKa fepiviaHifl 
i 


die Republik Belarus - 


PacnyöniKa Benapycb, 


Vertragsparteien des Abkommens über die Internationale 
Zivilluftfahrt, zur Unterzeichnung aufgelegt in Chicago am 
7. Dezember 1944, 


a’RyjiRKDHbicR yflsejibHikaivii KaHBeHUbii a6 Mi>KHapoflHaM rpa- 
MaflSRHCKaPi aBipiAbii, aflKpbiTaPi ajir naflnicaHHR y HbiKara 7 
CHe>KHR 1944 rofla, 


in dem Wunsch, ein Abkommen über die Einrichtung und den 
Betrieb des Fluglinienverkehrs zwischen ihren Hoheitsgebieten 
und darüber hinaus zu schließen - 

sind wie folgt übereingekommen; 


>KaflaK)Hbi saKJiKDHbiub riaraflHeHHe aflHOCHa ycrajiRBaHMR i 
BbiKaHaHHH parynnpHbix naBerpaHbix shocIh naMi>K ix 
TapbiTopbiHMi i na-3a ix Me>KaMi, 

naraflsinicR a6 Hi>K3Mnaflafl3eHbiM: 


Artikel 1 

Begriffsbestimmungen 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeuten, soweit sich aus 
dessen Wortlaut nichts anderes ergibt, 

a) „Zivilluftfahrt-Abkommen“ das am 7. Dezember 1944 in Chi- 
cago zur Unterzeichnung aufgelegte Abkommen über die 
Internationale Zivilluftfahrt einschließlich aller nach dessen 


ApTbiKyn 1 
Bbl3HaH3HHi 

(1) flAR M3Tay rarara naraflHeHHR, Kani y raKcue He npafly- 
rjiefl>KaHa iHmae: 

a) TapMiH „KaHBeHUbm“ asHanae KaHBenubiio a6 Mi>KHapoflHaM 
rpaMafl3RHCKaM aBinubii, aflKpbiryio flnp naflnicaHHR y 
HbiKara 7 CHe>KHH 1944 rofla, i yKjiioHae nioöbi flaflaraK, 


Drucksache 14/1026 


-8- 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


Artikel 90 angenommenen Anhänge und aller Änderungen 
der Anhänge oder des Zivilluftfahrt-Abkommens selbst nach 
dessen Artikeln 90 und 94, soweit diese Anhänge und Ände- 
rungen für beide Vertragsparteien in Kraft getreten oder von 
ihnen ratifiziert worden sind; 

b) „Luftfahrtbehörde“ in bezug auf die Bundesrepublik Deutsch- 
land das Bundesministerium für Verkehr, in bezug auf die 
Republik Belarus das Staatliche Komitee für Luftfahrt oder in 
beiden Fällen jede andere Person oder Stelle, die zur Wahr- 
nehmung der diesen Behörden obliegenden Aufgaben 
ermächtigt ist; 

c) „bezeichnetes Unternehmen“ jedes Luftfahrtunternehmen, 
das eine Vertragspartei der anderen Vertragspartei nach Arti- 
kel 3 schriftlich als ein Unternehmen bezeichnet hat, das auf 
den nach Artikel 2 Absatz 2 festgelegten Linien internationa- 
len Flugllnlenverkehr betreiben soll; 


d) „Vertragsparteien“ die Bundesrepublik Deutschland und die 
Republik Belarus, die Vertragsparteien dieses Abkommens 
sind. 

(2) Die Begriffe „Floheitsgebiet“, „Fluglinienverkehr“, „interna- 
tionaler Fluglinienverkehr“ und „Landung zu nichtgewerblichen 
Zwecken“ haben für die Anwendung dieses Abkommens die in 
den Artikeln 2 und 96 des Zivilluftfahrt-Abkommens festgelegte 
Bedeutung. 

(3) Der Begriff „Tarif“ bedeutet den Preis, der für die interna- 
tionale Beförderung (d. h. die Beförderung zwischen Punkten in 
den Hoheitsgebieten von zwei oder mehr Staaten) von Fluggä- 
sten, Gepäck oder Fracht (ausgenommen Post) zu berechnen Ist, 
und schließt folgendes ein: 

a) jeden Durchgangstarif oder Betrag, der für eine internationa- 
le Beförderung zu berechnen Ist, die als solche vermarktet 
und verkauft wird, einschließlich derjenigen Durchgangstari- 
fe, die unter Verwendung von anderen Tarifen oder von 
Anschlußtarifen für eine Beförderung auf internationalen 
Streckenabschnitten oder auf Inländischen Streckenab- 
schnitten, die Teil des internationalen Streckenabschnitts 
sind, gebildet werden; 

b) die Provision, die für den Verkauf von Flugscheinen für die 
Beförderung von Fluggästen und deren Gepäck oder für die 
entsprechenden Maßnahmen bei der Beförderung von Fracht 
zu zahlen ist; 

c) die Bedingungen, nach denen sich die Anwendbarkeit des 
Tarifs oder des Beförderungspreises oder die Provisions- 
zahlung richtet. 

Er umfaßt auch 

d) alle wesentlichen Leistungen, die in Verbindung mit der 
Beförderung erbracht werden; 

e) jeden Tarif für die als Zusatz zu einer internationalen Beförde- 
rung verkaufte Beförderung auf einem inländischen 
Streckenabschnitt, der für rein inländische Flüge nicht ver- 
fügbar Ist und der nicht allen Beförderern im internationalen 
Verkehr und deren Kunden zu gleichen Bedingungen zur Ver- 
fügung gestellt werden kann. 


Ariikel 2 

Gewährung von Verkehrsrechten 

(1) Eine Vertragspartei gewährt der anderen Vertragspartei 
zum Betrieb des internationalen Fluglinlenverkehrs durch die 
bezeichneten Unternehmen das Recht, 

a) ihr Hoheitsgebiet ohne Landung zu überfliegen; 

b) in ihrem Hoheitsgebiet zu nichtgewerblichen Zwecken zu 
landen; 


npbiHnrbi aroflna 3 AptbiKynaivi 90 raraki KaHBeHpbii, I 
nioöyio nanpayKy pa flapatKy aöo pa KaHBeHpbil, aropna a 
ApTbiKynaMl 90 i 94 KaHBeHpbii, Kani raKin flapatKl I 
nanpayKl ycrynlni y ciny aöo öbml parbicjjlKaBaHbi pnn aöop- 
Byx flaraBopHbix Baxoy; 

6) TapMiH „aBiHpbiMHbiH ynaflbi“ aaHanae y apHocinax pa 
OepapaxbiyHaM PacnyönlKl FepiviaHm - «DepaparibHae Mihl- 
crapcTBa TpaHcnapry; y apHOCInax pa PacnyöniKi Benapycb 
- fl3Hp)KayHbi KaMlTOT na aBiapbii; aöo y aöopayx Bbinapxax 
aioöyio iHLuyio acoöy aöo apraHiaapbiio, ynayHaBa>KaHbix 
BbiKOHBapb cJjyHKpbil, ycKnapaoHbiH ua naiviHHeHbiH ynapbi; 

b) TapMiH „HaaHanaHae aBinnpapnpbieMCTBa“ aaHanae nioöoe 
aBinnpapnpbieMCTBa, nxoe apain a flaraBopHbix Baxoy y 
apnaBepnacpi a ApxbiKynaM 3 rarara FlarapHeHHa Ha- 
aHaHbiy LunaxaM nicbMoaara naBepaMneHHB ppyroMy flara- 
BopHaMy BoKy y sKacpi aBinnpapnpbieMCTBa, nxoe öypae 
a>Kbippnynnpb Mi>KHapopHbm naaeTpaHbin aHociHu na 
MapujpyTax, ycTaHoyneHbix aropna a nyHKTaM 2 ApTbiKyna 2 
raTara FlarapHeHHn; 

r) TapMiH „flaraBopHbm Baxi“ aananae OepapaTbiyHyio Pacny- 
önixy FepManin i PacnyöniKy Benapycb, nKin a’nynntoppa 
flaraBopHbiMi BaxaMi raTara FlarapHeHHn. 

(2) TapMiHbi „TapbiTopbm“, „naBerpaHbin anociHbi“, „Mi>KHa- 
popHbm naaeTpaHbin anociHbi“ i „npbinbinaK a HeKaMeppbiMHbiMi 
MSTaMi“, UJTO BbiKapbicToyBaioppa y raTbiM FlarapHeHHi, Maiopb 
ananaHHi, ujto papaenu y ApTbixynax 2 i 96 KaHBeHpbii. 

(3) TapMiH „Tapbicfj“ aananae pany, ycTanoynenyio aa Mi>KHa- 
popnyio nepaBoaxy (MenaBiTa, nepaBoaxy naMi>K nyHKTaMi na 
TapbiTopbinx P3BIOX aöo öonbuj p3np>Kay) naca>Kbipay, öara>Ky, 
rpyay (BbiKmonatOHbi noiuTy), i nKan yKnionae: 

a) nioöbi CKpaaHbi Tapucj) aöo cyMy CTaaaK aa Mi>KHapopHyio 
nepaBoaxy, luto npapapaena hk Taxan, yx/iioHaiOHbi cxpaa- 
Hbm TapbICjDbl, LUTO HaÖypaBaHbl 3 npblMHHeHHeM iHUIblX 
Tapbi^iay aöo „add-on“ Tapbicfjay, nxin cny>Kapb pnn paani- 
Kay nepaBoaxi na Mi>XHapopHbix ynacTxax aöo ynyTpanbix 
ynacTxax, luto a'^ynmoppa HacTxaü Mi>XHapopHaH nepa- 
Boaxi; 

ö) xaMiciHHbiH, LUTO cnaraHBKjppa aa npopa)x öineTay na nepa- 
Boaxy naca>xbipay i ix öara>xy, aöo aa apnaaepHbi npopa>x 
nepaBoaxi rpyay; 

b) yMOBbi, LUTO parnaMeHTyxjpb npbiMHHeHHe Tapbicfray aöo 
pan Ha nepaaoaxy, aöo cnamaHHe xaMiciPiHbix. 

F aTa TaxcaMa yxnxjHae: 

r) nxDöbin anaHnbin nacnyri, luto npapacTayneHbi y cyanai a 
nepaBoaxaPi; 

p) nioöbiH Tapbicfjbi aa nepaaoaxy na ynyTpanbiM ynacTxy, luto 
npapapaena nx papaTax pa Mi>XHapopHaM nepaeoaxi, nxix 
He icHye pnn HbicTa ynyTpanbix nepaaoaax i nxin ne naBiHHbi 
paeappa na apHonbxaebix yMOBax yciM Mi>XHapopHbiM nepa- 
BoaHbixaM i ix xnieHTaM. 


ApTbiKyn 2 

Ha^aeaHHe npaeoy nepaeoaaK 

(1) Ko>XHbi AaraBopHbi Box napae ppyroMy flaraeopnaMy 
Boxy y MSTax a>xbippnyneHHn Mi>XHapopHbix naaeTpanbix 
3HociH HaaHanaHbiMi aBinnpapnpbieMCTBaMi npaea: 

a) npansTy npaa nro TapbiTopbixs öea nacapxi; 

ö) a>xbippnynnpb nacapxy na nro TapbiTopbii a HexaMeppbinnbi- 
Mi MSTaMi; i 
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c) in ihrem Hoheitsgebiet an den genannten Punkten auf den 
nach Absatz 2 festgelegten Linien zu landen, um Fluggäste, 
Gepäck, Fracht und Post gewerblich aufzunehmen und abzu- 
setzen. 

(2) Die Linien, auf denen die bezeichneten Unternehmen der 
Vertragsparteien internationalen Fluglinienverkehr betreiben kön- 
nen, werden in einem Fiuglinienplan durch Notenwechsel fest- 
gelegt. 

(3) Nach Absatz 1 wird den bezeichneten Unternehmen einer 
Vertragspartei nicht das Recht gewährt, im Hoheitsgebiet der 
anderen Vertragspartei Fluggäste, Gepäck, Fracht und Post auf- 
zunehmen und gegen Entgelt an einen anderen Ort innerhalb des 
Hoheitsgebiets dieser anderen Vertragspartei zu befördern 
(Kabotage). 

(4) Die Gewährung von Verkehrsrechten nach Absatz 1 umfaßt 
nicht auch die Gewährung des Rechts, Fluggäste, Gepäck, 
Fracht und Post zwischen Punkten im Hoheitsgebiet der die 
Rechte gewährenden Vertragspartei und Punkten im Hoheits- 
gebiet eines dritten Staates sowie in umgekehrter Richtung zu 
befördern (5. Freiheit). Rechte der 5. Freiheit werden nur auf- 
grund besonderer Vereinbarungen zwischen den Luftfahrtbehör- 
den beider Vertragsparteien gewährt. 


Artikel 3 

Bezeichnung und 
Betriebsgenehmigung 

(1) Der internationale Fluglinienverkehr auf den nach Artikel 2 
Absatz 2 festgelegten Linien kann jederzeit aufgenommen wer- 
den, wenn 

a) die Vertragspartei, der die in Artikel 2 Absatz 1 genannten 
Rechte gewährt werden, ein oder mehrere Unternehmen 
schriftlich bezeichnet hat und 

b) die Vertragspartei, die diese Rechte gewährt, dem oder den 
bezeichneten Unternehmen die Genehmigung erteilt hat, den 
Fluglinienverkehr zu eröffnen. 

(2) Die Vertragspartei, die diese Rechte gewährt, erteilt vorbe- 
haltlich der Absätze 3 und 4 dieses Artikels und des Artikels 9 
unverzüglich die Genehmigung zum Betrieb des internationalen 
Fluglinienverkehrs. 

(3) Eine Vertragspartei kann von jedem bezeichneten Unter- 
nehmen der anderen Vertragspartei den Nachweis verlangen, 
daß es in der Lage ist, den Erfordernissen zu entsprechen, die 
nach den Gesetzen und sonstigen Vorschriften der erstgenann- 
ten Vertragspartei für den Betrieb des internationalen Luftver- 
kehrs zu erfüllen sind. 

(4) Eine Vertragspartei kann jedem bezeichneten Unternehmen 
der anderen Vertragspartei die Ausübung der nach Artikel 2 
gewährten Rechte verweigern, wenn dieses Unternehmen auf 
Verlangen nicht den Nachweis erbringen kann, daß die Mehrheit 
des Eigentums an dem Unternehmen und seine tatsächliche 
Kontrolle Staatsangehörigen oder Körperschaften der anderen 
Vertragspartei oder dieser selbst zustehen. Wegen der recht- 
lichen Verpflichtungen der Bundesrepublik Deutschland gegen- 
über der Europäischen Union hat die andere Vertragspartei die- 
ses Recht nur dann, wenn ein von der Bundesrepublik Deutsch- 
land bezeichnetes Unternehmen auf Verlangen nicht nachweisen 
kann, daß die Mehrheit des Eigentums an dem Unternehmen bei 
einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder bei Staats- 
angehörigen oder Körperschaften solcher Mitgliedstaaten liegt 
und daß die tatsächliche Kontrolle einem solchen Staat oder 
seinen Staatsangehörigen oder Körperschaften zusteht. 


b) a>KbiLmBynFii4b nacaflKy Ha nro rapbiTopui y nyHKtax, yxa- 
saHbix flnn gaflaeHara Mapiiipyry, BbisHanaHbix y agna- 
BeflHacgi 3 nana)K3HHBMi, luto BbiKnagaeHbi Hi>K3Pi y nyHKpe 
2, 3 MsraPi narpyaxi i BbirpyaKi naca>Kbipay, 6ara>Ky, rpyay i 
noLUTbi Ha KaMepubiMHaPi nagcTaae. 

(2) MapiupyTbi, na nxix HaaHanaHbiH flaraBopnbiMi Baxaivii 
aBinnpagnpbieMCTBbi öygypb ynaynaBaxaHbi axcbiLmnynHpb 
Mi>KHapoHHbm naBerpaHbiH SHOcinbi, öyflygb BbianaMaHbi y Taö- 
nigbi MapiupyTay tunaxaivi aöivieny Horaivii. 

(3) HiiuTO y nyHKpe 1 rarara ApxbiKyna ne öygae paarnngau- 
ga BK HagaBaHHe nioöoMy HaaHanaHaiviy aBinnpagnpbieMCTBy 
agnaro flaraBopnara Boxy npaaa öpagb na öopr na TspbiTopbii 
gpyrora flaraBopnara Boxy naca>xbipay, 6ara>x, rpya i notury, 
UJTO nepaBOsngga sa y3Harapog>KaHHe i HaxipoyBaxtgga y gpyri 
nyHXT y Me>Kax TspbiTopbii rarara gpyrora flaraBopnara Boxy 
(xaöaraK). 

(4) HagaBanne npaaoy na nepaaoaxy y agnaBegnacgi a yxa- 
aanbiM BbiiuaM nyHXTaivi 1 ne yxnxDHae HagaBanne npaea na 
nepaBOBxy naca)Kbipay, 6ara>xy, rpyay i noiUTbi naMi>K nynxTaivii 
na TapbiTopbii flaraBopnara Boxy, luto nagae npaBbi, i nynxTaivii 
na TapbiTopbii TpaigaPi xpainbi aöo naagBapoT (nnraB CBaöoga). 
ripaBbi Ha nepaBoaxy 3 nBiaPi CBaöogan öygyigb naganbi na nag- 
CTaae cneigbmnbHbix naragnennny naMi>K aBingbinnbiMi yuagaivii 
aöogayx flaraBopnux Baxoy. 


ApTbixyn 3 
HaanaHaHHe i 

Bbi^ana ^aaeonay na axcnnyaTagbiio 

(1) Mi>XHapogHbm naBerpanbrn anocinbi na Maptupyrax, Bbi- 
snananbix y agnaBegnacgi 3 nynxTaivi 2 Aprbixyna 2 rsrara 
riaragnennB, Morygb öbigb nanaTbi y nioöbi nac, yninBaxjnbi 
luto: 

а) flaraBopHbi Box, axoiviy öbini naganbi npaBbi, BbiBHananbrn 
nynxTaivi 1 ApTbixyua 2 rsTara naragnennB, nasnanbiy 
LuriBxaM nicbMOBara naBegaMnennfi agno aöo nexaubxi 
aBiHnpagnpbiewicTBay; i 

б) flaraBopHbi Box, luto nagae Taxia npaBbi, Bbigay na- 
SHananaMy aaianpagnpbieivicTBy aöo aBianpagnpbieMCTBaivi 
ga3Bon na a>KbiggByrieHHe naBeTpanbix anocin. 

(2) flaraBopHbi Box, luto nagae Taxia npaBbi, öygse Bbiga- 
Bagb öeaagxnagna gasBon na axcnuyaTagbixD y MSTax 
a)XbiggayneHHa Mi>KHapogHbix naaeTpanbix anocin 3 ynixaivi 
nana>x3HHay nynxTay 3 i 4 rsTara ApTbixyua, a Taxcaivia ApTbi- 
xyua 9 rsTara naragnenna. 

(3) Ko)XHbi flaraBopHbi Box MO>xa naTpaöaoagb ag xo>KHara 
nasnaManara aBianpagnpbieivicTBa gpyrora flaraBopnara Boxy 
npagacTayuenne goxaaay Taro, luto ano agoubna 
sagaBaubnagb naTpaöaBannaivi, luto npagnicanbi aaxoHaivii i 
npaBiuaMi nepiuara flaraBopnara Boxy, axia paryuiotogb Bbixa- 
nanne Mi>XHapogHbix naaeTpanbix nepaBoaax. 

(4) Ko>XHbi flaraBopHbi Box MO>xa agivioBigb uioöoMy na- 
snaManaiviy aaianpagnpbieivicTBy gpyrora flaraBopnara Boxy y 
BbixapbicTanni npaBoy, nagagaenbix naBogue ApTbixyua 2 
rsTara naragnenna, xaui rsTa aeianpagnpbieMCTBa ne ivio)xa 
npagacTaeigb na naTpaöaBannio goxasu Taro, luto 
nepaBa>KHae eauoganne i canpaygnbi xanTpoub nag iM 
Haue>Kbigb rpaMagaanaivi aöo apraniaagbiaivi gpyrora flaraaop- 
nara Boxy, aöo caiviOMy flaraBopnaiviy Boxy. Ha npbiHbine npa- 
BaBbix aöaeaaageubCTBay cDegspaTbiynaPi Pacnyöuixi F epMania 
y agnocinax ga Eypanencxara CaxDsa gpyri flaraBopnbi Box 
Mae rsTa npaea Toubxi Tagbi, xaui naanananae cDegapaTbiynaä 
Pscnyöuixan fepMania aeianpagripbieMCTBa ne MO>Ka gaxasagb 
na naTpaöaBaHHKj, luto nepaBa>XHae Bauoganne TaxiM aaia- 
npagnpbieMCTBaM Haue>xbigb g3ap>xaBe-4ueHy EypanePicxara 
Cai03a, rpaMagaanaM aöo apraniaagbiuM Taxix g3ap>Kay- 
nuenay Caioaa, i canpaygnbi xanTpoub Haue)Xbigb TaxoPi 
gsupxaBe, ue rpaMagaunaM aöo apraniaagbiuM. 
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(5) Eine Vertragspartei kann nach Maßgabe der Absätze 1 bis 4 
ein von ihr bezeichnetes Unternehmen durch ein anderes Unter- 
nehmen ersetzen. Das neu bezeichnete Unternehmen genießt 
die gleichen Rechte und unterliegt den gleichen Verpflichtungen 
wie das Unternehmen, an dessen Stelle es getreten ist. 

Artikel 4 

Widerruf oder 
Einschränkung der 
Betriebsgenehmigung 

Eine Vertragspartei kann die nach Artikel 3 Absatz 2 erteilte 
Genehmigung widerrufen oder durch Auflagen einschränken, 
wenn ein bezeichnetes Unternehmen die Gesetze oder sonstigen 
Vorschriften der die Rechte gewährenden Vertragpartei oder die 
Bestimmungen dieses Abkommens nicht einhält oder die daraus 
sich ergebenden Verpflichtungen nicht erfüllt. Vor dem Widerruf 
oder der Einschränkung werden Konsultationen nach Artikel 16 
durchgeführt, es sei denn, daß zur Vermeidung weiterer Verstöße 
gegen Gesetze oder sonstige Vorschriften eine sofortige Einstel- 
lung des Betriebs oder sofortige Auflagen erforderlich sind. 


Artikel 5 

Gleichbehandlung bei den Gebühren 

Die Gebühren, die im Hoheitsgebiet einer Vertragspartei für die 
Benutzung der Flughäfen und anderer Luftfahrteinrichtungen 
durch die Luftfahrzeuge jedes bezeichneten Unternehmens der 
anderen Vertragspartei erhoben werden, dürfen nicht höher sein 
als die Gebühren, die für Luftfahrzeuge eines inländischen Unter- 
nehmens in ähnlichem internationalen Fluglinienverkehr erhoben 
werden. 


Artikel 6 
Befreiung von 

Zöllen und sonstigen Abgaben 

(1) Die von jedem bezeichneten Unternehmen der einen Ver- 
tragspartei verwendeten Luftfahrzeuge, die in das Hoheitsgebiet 
der anderen Vertragspartei einfliegen und aus ihm wieder ausflie- 
gen oder es durchfliegen, einschließlich der an Bord befindlichen 
Treibstoffe, Schmieröle, Ersatzteile, üblichen Ausrüstungsgegen- 
stände und Bordvorräte, bleiben frei von Zöllen und sonstigen 
bei der Einfuhr, Ausfuhr oder Durchfuhr von Waren erhobenen 
Abgaben. Das gilt auch für an Bord der Luftfahrzeuge befindliche 
Waren, die auf dem Flug über dem Hoheitsgebiet der anderen 
Vertragspartei verbraucht werden. 

(2) Treibstoffe, Schmieröle, Ersatzteile, übliche Ausrüstungs- 
gegenstände und Bordvorräte, die in das Hoheitsgebiet der 
einen Vertragspartei vorübergehend eingeführt werden, um dort 
unmittelbar oder nach Lagerung in die Luftfahrzeuge eines 
bezeichneten Unternehmens der anderen Vertragspartei einge- 
baut oder sonst an Bord genommen zu werden oder aus dem 
Hoheitsgebiet der erstgenannten Vertragspartei auf andere 
Weise ausgeführt zu werden, bleiben frei von den in Absatz 1 
genannten Zöllen und sonstigen Abgaben. Werbematerial und 
Beförderungsdokumente jedes bezeichneten Unternehmens der 
einen Vertragspartei bleiben bei der Einfuhr in das Hoheitsgebiet 
der anderen Vertragspartei ebenfalls von den in Absatz 1 ge- 
nannten Zöllen und sonstigen Abgaben frei. 

(3) Treibstoffe und Schmieröle, die im Hoheitsgebiet der einen 
Vertragspartei an Bord der Luftfahrzeuge jedes bezeichneten 
Unternehmens der anderen Vertragspartei genommen und im 
internationalen Fluglinienverkehr verwendet werden, bleiben frei 
von den in Absatz 1 genannten Zöllen und sonstigen Abgaben 
und von etwaigen besonderen Verbrauchsabgaben. 


(5) Ko>KHbi flaraBopHbi Bok Mae npaaa 3 yniKaM nana>K3HHny 
nyHKTay 1-4 rarara AptbiKyna saMBHiub y>KO uasHa^aHae iM 
aBinnpaflnpbieMCTBa iHUJbiM aBinnpaflnpueMCTBaM. HoBana- 
3Ha4aHae aBinnpaflnpbieMCTBa öyflae Megb Tbm >k npaBbi i Tbm 
>K aöaBBaapenbCTBbi, luto i aBinnpaflnpueMCTBa, HKoe bho 
aaMHHHe. 

ApTbiKyn 4 
AHynnBaHHe aöo 

npbiMFiHeHHe a6Me>KaBaHHFiy y a^HociHax 
^a ^asBony Ha 3KcnnyaTaL)biio 

Ko>KHbi flaraBopHbi Bok MO>Ka aHynaBapb aöo yBecpi 
a6Me>KaBaHHi na flaoBon, ujto HanaHbi y annaBeflHacui 3 nyHK- 
TaM 2 ApibiKyna 3 rsrara FlaraflHeHHH, y BbinaflKy HeabiKa- 
HaHHH HaaHanaHbiM aBinnpannpbieMCTBaM aaKOHay aöo npa- 
Binay flaraBopnara BoKy, ujto Hapae npaBbi, aöo najTa>K3HHBy 
rarara FlaraflHeHHB, aöo y BbinaflKy HeBbiKaHaHHB aöaBHoa- 
flenbCTBay, ujto BbmiKaioflb 3 nro. TaKOMy aHynnBaHHio flaaao- 
na aöo yanflaeHHio aöMe>KaBaHHBy naaiHHa nannpsflHiHaflb npa- 
BBflaeHHe KaHcynbTaflbifi, hk rsTa BbioHauaHa y ApTbiKyne 16 
rsTara FlaraflHeHHB, Kami TonbKi He naTpaöyepfla HeaflKnaflHae 
npbinbiHeHHe nanöTay aöo yenflaeHHe aöMe>KaBaHHBy 3 tum, 
Kaö BbiKTiioHbiflb flaneMuibm napyuisHHi aaKOHay aöo npaeinay. 

ApTbiKyn 5 

A^aiHbi na^bixofl y a^HociHax ^a söopay 

3öopbi, UJTO ycTaHoyjieHbi Ha TspuTopui KOJKnara 3 flara- 
BopHbix BaKoy aa BbiKapucTaHne aspanopTay aöo inuiara 
aBinflUMHara aöcTannBaHHH atib aöcnyroyBaHHB caManöTay 
jiioöora HaaHanaHara aBinnpaflnpueMCTBa flpyrora fjaraBopna- 
ra BoKy, ne naBiHHU öuflb buujsh aa tub, BKiB ycTanoyneHbi flnB 
naaeTpaHbix cyflnay aBiBnpaflnpueMCTBa nepuiara fjaraBopna- 
ra BoKy, BKi SKcnnyaTye ananariHHUB Mi>KHapoflHbiB naae- 
TpaHbiB niHü. 

ApTbiKyn 6 
BbiaeaneHHe 

MbiTHbix nomniH i iHiiJbix söopay 

(1) FlaBeTpaHbiB cyflHU, uito SKcnnyaTyioflfla nioöbiM na- 
BHanaHbiM aBianpaflnpueMCTBaM aflnaro fjaraBopnara BoKy, 
npbi yBaxoflae/Bbixaflae a/na TspuTopuio flpyrora flaraBopnara 
BoKy aöo npbi npaneue bpo TapbiTopbii, a TaKcaMa naniaa, 3Ma- 
BäHHUB MaT3pbiBnbi, 3anacHbiB nacTKi, TaöenbHaB MaÖMacflb i 
öapTaBbiB aanacbi, ujto 3Haxofl3Bflfla na öoppe TaKix naae- 
TpaHbix cyflHay, BbiaaanBioflfla afl muthbix nouinin i iHuiux 
Böopay, UJTO cnaraHBioflfla npu ix yaoae, auBaae aöo Tpanaifle. 
r aTa TaKcaMa npuMBHBeflfla fla Taaapay, uito 3Haxofl3Bflfla na 
öopfle naaeTpanara cyflna i BUKapbicToyaaioflfla naflnac nane- 
Ty npaa TapuTopuio flpyrora fjaraBopnara BoKy. 

(2) Flaniaa, aMaaaHHUB MaTapuBnu, öapTaauB aanacu, 
TaöenbHaB MaöMacflb i aanacHUB nacTKi, uito nacoea yBoaBflga 
Ha TapbiTopbito aflHaro flaraBopnara BoKy, a tum, Kaö neafl- 
KnaflHa nacAB ix yaoay aöo nacnB aaxoyaaHHB ycTanaBiflb na 
öopfle aöo yaBflb na öopT naaeTpaHux cyflHay HaaHaHanara 
aBiBnpaflnpueMCTBa flpyrora flaraBopnara Boxy, aöo, uito 
iHuibiM MUHaM 3Hoy BbiBOBBflfla 3 TapuTopui nepuiara flaraaop- 
nara Boxy, BuaBanBioflfla afl muthux nouinin i inuibix aöopay, 
BKiB yxaaaHbi y nyHKfle 1 raTara ApTUxyna. PaxnaMHbiB 
MaTapbiBAbi aöo nepaBoaanHUB flaxyMOHTU nioöora Haanana- 
nara aaiBnpaflnpbieMCTBa aflnaro flaraBopnara Boxy npbi ix 
yBoae na TapbiTopbito flpyrora flaraBopnara Boxy TaxcaMa Bbia- 
BanBioflfla afl muthux nouinin i inuibix aöopay, yKaoanux y 
nyHKfle 1 raTara ApTbixyna. 

(3) rianiBa i aMaaanHbiB MaTapbinnu, uito npuHBTbi na öopT 
naeeTpaHbix cyflnay nioöora HaaHananara aBinnpaflnpbieMCTBa 
aflHaro flaraBopnara Boxy na TapuTopbii flpyrora flaraBopnara 
Boxy i BUxapucToyBatoflfla y MiJxnapoflHbix naBeTpanbix ano- 
cinax, BUBBanBioflfla afl muthbix nouinin i inuibix aöopay, yxa- 
aanux y nynxfle 1 rarara ApTuxyna, a TaxcaMa afl MarnuMbix 
cneflUBAbHux naflaTxay na cnaJXbiBanne. 
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(4) Eine Vertragspartei kann die in den Absätzen 1 bis 3 
genannten Waren unter Zollüberwachung halten. 

(5) Soweit für die in den Absätzen 1 bis 3 genannten Waren 
Zölle und sonstige Abgaben nicht erhoben werden, unterliegen 
diese Waren nicht den sonst für sie geltenden wirtschaftlichen 
Ein-, Aus- und Durchfuhrverboten und -beschränkungen. 

(6) Jede Vertragspartei gewährt für Gegenstände und Dienst- 
leistungen, die jedem bezeichneten Unternehmen der anderen 
Vertragspartei geliefert bzw. erbracht und für Zwecke seines 
Geschäftsbetriebs verwendet werden, auf der Grundlage der 
Gegenseitigkeit eine Entlastung von der Umsatzsteuer oder von 
ähnlichen indirekten Steuern. Die Steuerentlastung kann durch 
eine Befreiung oder Erstattung nach Maßgabe der geltenden 
nationalen Bestimmungen erfolgen. 


Artikel 7 

Transfer von Einkünften 

Jede Vertragspartei gewährt jedem bezeichneten Unterneh- 
men der anderen Vertragspartei das Recht, die durch den Ver- 
kauf von Beförderungsdiensten im Luftverkehr im Hoheitsgebiet 
der anderen Vertragspartei erzielten Einkünfte aus eigenen und 
Agentenverkäufen frei und ohne Beschränkung in jeder frei kon- 
vertierbaren Währung zum amtlichen Wechselkurs an seine 
Hauptniederlassung zu transferieren. 


Artikel 8 

Grundsätze für den 
Betrieb des Fluglinienverkehrs 

(1) Jedem bezeichneten Unternehmen jeder Vertragspartei 
wird in billiger und gleicher Weise Gelegenheit gegeben, den 
Fluglinienverkehr auf den nach Artikel 2 Absatz 2 festgelegten 
Linien zu betreiben. 

(2) Beim Betrieb des internationalen Fluglinienverkehrs auf den 
nach Artikel 2 Absatz 2 festgelegten Linien nimmt jedes bezeich- 
nete Unternehmen einer Vertragspartei auf die Interessen jedes 
bezeichneten Unternehmens der anderen Vertragspartei Rück- 
sicht, damit der von diesen Unternehmen auf den gleichen Linien 
oder Teilen derselben betriebene Fluglinienverkehr nicht unge- 
bührlich beeinträchtigt wird. 

(3) Der internationale Fluglinienverkehr auf den nach Artikel 2 
Absatz 2 festgelegten Linien dient vor allem dazu, ein Beförde- 
rungsangebot bereitzustellen, das der voraussehbaren Verkehrs- 
nachfrage nach und von dem Hoheitsgebiet der Vertragspartei 
entspricht, welche die Unternehmen bezeichnet hat. Das Recht 
dieser Unternehmen, Beförderungen zwischen den im Hoheits- 
gebiet der anderen Vertragspartei gelegenen Punkten einer nach 
Artikel 2 Absatz 2 festgelegten Linie und Punkten in dritten Staa- 
ten auszuführen, wird im Interesse einer geordneten Entwicklung 
des internationalen Luftverkehrs so ausgeübt, daß das Beförde- 
rungsangebot angepaßt ist 

a) an die Verkehrsnachfrage nach und von dem Hoheitsgebiet 
der Vertragspartei, welche die Unternehmen bezeichnet hat, 

b) an die in den durchflogenen Gebieten bestehende Verkehrs- 
nachfrage unter Berücksichtigung des örtlichen und regio- 
nalen Fluglinienverkehrs, 

c) an die Erfordernisse eines wirtschaftlichen Betriebs der Flug- 
linien des Durchgangsverkehrs. 

(4) Um eine billige und gleiche Behandlung jedes bezeichneten 
Unternehmens zu gewährleisten, bedürfen die Frequenz der 
Flugdienste, die vorgesehenen Luftfahrzeugmuster hinsichtlich 
ihrer Kapazität sowie die Flugpläne der Genehmigung durch die 
Luftfahrtbehörden der Vertragsparteien. Die Anzahl der von den 
bezeichneten Unternehmen angebotenen Sitzplätze muß aus- 
gewogen sein und darf das von den Luftfahrtbehörden beider 


(4) Ko>KHbi flaraeopHbi Bok MO>Ka nacTasiub Marapbrnnbi, 
naMHHeHbiH y nyHKrax 1-3 rerara ApxbiKyna, naq KaHtponb 
MbiTHbix ynafl. 

(5) Marapbinnbi, nawiHHeHbiH y nyHKiax 1-3 rarara ApxbiKyna, 
BbiseaneHbin ag annatbi MbiTHbix nomniH i iHiubix aöopay, ne 
öyflyqb nagBapraqua HinKiivi aKaHaiviiMHbiM aaöapoHaM aöo 
a6Me>KaBaHHaM, ujto SBbNaPiHa npbiMaHaKDgga ga ix, aKia 
gaxbiaagb yaoay, Bbiaaay aöo TpaHBiry rarux taoapay. 

(6) KoxcHbi fjaraBopHbi Bok na yivioBax yaaeiviHacgi npaga- 
CTaygae BbiaBanenHe ag nagaxKay a aöapory aöo ananariaHbix 
ycKOCHbix nagaxKay na xaaapbi i nacgyri, luxo nacxaynatogga 
aöo npagacxaynaiogga nKDöoiviy HaaHaHanaiviy aoianpag- 
npbiBMCXBy gpyrora flaraBopnara Boxy i BbiKapbicxoyaaiogga 
gna axcbiggayneHHa aro gaeÜHacgi. BbiaaageHHe ag nagaxxay 
MO)Ka öbigib a>KbiggeyneHa y Bbirnagae BbiaBaaeHHa aöo 
SBapoxy y agnaBegnacgi a gaeroabiM HagbiaHanbHbiM aaxaHa- 
gaycxBaM. 

ApTbiKyn 7 
riepaBO^ flaxo^ay 

Ko>KHbi flaraBopHbi Bok nagae KO>KHaMy HaaHaaaHaiviy aBia- 
npagnpbieMCXBy gpyrora flaraBopnara Boxy npaaa CBaöogna i 
öea aöMe>KaBaHHay nepaBogaigb y caaio ranoyHyio xanxopy 
gaxogbi, ujxo axpbiiviaHbi ag npoga>xy aaianepaBoaax Ha 
xapbixopbii gpyrora flaraBopnara Boxy i Bbigaxaxjgb a ynacHara 
npoga>xy i npoga)Ky areHxaivii, y nxjöoM CBaöogna xaHBepca- 
BaHaü Banxjge na ac()igbiMHaMy aöivieHHaiviy xypcy. 

ApTbixyn 8 

ripbiHgbinbi a>KbiqgFiyneHHFi 
parynnpHbix naeexpaHbix shocIh 

(1) JlKaöbia HaaHaaaHbia aaianpagnpbieivicxBbi xo>KHara flara- 
BopHara Boxy naaiHHbi iviegb cnpaBagniBbia i poyHbia MarHbiMa- 
cgi npbi axcnnyaxagbii aBianiniPi na Mapiupyxax, BbiaHaaaHbix 
arogHa a nyHXxaw 2 Apxbixyga 2 raxara FlaragHeHHa. 

(2) ripbi axcnnyaxagbii Mi>XHapogHbix naaexpaHbix niHiPi Ha 
Mapgjpyxax, ujxo ycxaHoynehbi y agnaaegHacgi a nynxxaivi 2 
Apxbixyna 2 raxara FlaragHeHHa, ntoöoe HaaHaHanae aeianpag- 
npbieMCXBa agnaro flaraeopnara Boxy öygae yniMBagb inxapa- 
cbi ntoöora HaanagaHara aBianpagnpbieivicxBa gpyrora flara- 
Bopnara Boxy, xaö He nanecgi agnaeegHa ujxogbi naeexpaHbiM 
nepaBoaxawi, ujxo a>xbiggaynaiogga raxbiwii npagnpbieMcxeaivii 
na agHbix i xbix x<a Mapiupyxax aöo ix gacxgu. 

(3) Mi>KHapogHbia naeexpaHbia anociHbi na Mapgjpyxax, ujxo 
ycxaHoyneHbi y agnaBegnacgi a nynxxaM 2 Apxbixyna 2, Maiogb 
CBaePi acHoynaPi MaxaPi nagagb öMicxacgi, nxin agnaengani ö Mnp- 
xyeMaMy nonbixy Ha nepaBoaxi na aöo a xapbixopbii flaraBopnara 
Boxy, UJXO HaanaHbiy aBinnpagnpbieMcxaa. FIpaBa xaxora aBin- 
npagnpbieMCXBa na nepaaoaxy naMi>x nynxxaMi Mapgipyxa, Bbi- 
aHaHanara y agnaaegnacgi a nynxxaM 2 Apxbixyna 2 raxara 
FlaragHeHHa, nxin paaMegiMaubi na xapbixopbii gpyrora flaraeop- 
Hara Boxy, i nynxxaMi xpagnü xpaiHU, naeiHHa agnaeagagb 
arynbHbiM npbingbinaM paaeiggn Mi>KHapogHbix naeexpanbix ano- 
ciH, arogna a nxiMi öMicxacgb öygae aaneKbigb ag: 

a) naxpaö y nepaBoaxax na/a xapbixopbii flaraeopHbix Baxoy, 

UJXO HaanaMbini aBinnpagnpbieMcxBbi; 

ö) naxpaö y nepaeoaxax xaro paeny, npaa nxi npaxogaigb aein- 

ninin, npbiMaxsHbi ga yeari MncgoBbin i pariananbHbiH aeinni- 

Hü; 

b) naxpaö y axanaMiHnbiM a>xbiggnyneHHi xpanaixHbix nepaao- 

aax. 

(4) flaenn aaöecnnnaHHn nioöoMy HaaHananaMy aainnpag- 
npbieMCXBy cnpanngniBbix i poynbix MarHbiMacgePi, nacxaxa 
nanexay, xbinbi naaexpaHbix cygnay a ynixaM ix ÖMicxacgi, nxin 
öygygb axcnnyaxaeagga, a xaxcaMa pacxnag nanexay nagnn- 
raxjgb agaöpaHHio aeingbiPiHbiMi ynagaMi flaraeopHbix Baxoy. 
Konbxacgb npananyeMbix HaaHananbiMi aeinnpagnpbieMCXBaMi 
Mecgay naBinna öbiga aöanaHcaBana i ne naaiHHa nepaBbigiagb 
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Vertragsparteien in einem Notenwechsel fesgelegte Verhältnis 
nicht überschreiten. 

(5) Erforderlichenfalls sollen sich die Luftfahrtbehörden der 
Vertragsparteien bemühen, eine zufriedenstellende Regelung 
des Beförderungsangebots und der Frequenzen zu erreichen. 


Artikel 9 

Übermittlung von 
Betriebsangaben und Statistiken 

(1) Jedes bezeichnete Unternehmen teilt den Luftfahrtbehör- 
den der Vertragsparteien spätestens einen Monat vor Aufnahme 
des Fluglinienverkehrs auf den nach Artikel 2 Absatz 2 festgeleg- 
ten Linien und vor Beginn jeder folgenden Flugplanpehode die 
Art der Dienste, die vorgesehenen Luftfahrzeugmuster und die 
Flugpläne mit. Kurzfristige Änderungen sind unverzüglich mltzu- 
tellen. 

(2) Die Luftfahrtbehörde der einen Vertragspartei stellt der Luft- 
fahrtbehörde der anderen Vertragspartei auf Ersuchen alle regel- 
mäßigen oder sonstigen statistischen Unterlagen der bezelchne- 
ten Unternehmen zur Verfügung, die angefordert werden können, 
um das von jedem bezelchneten Unternehmen der erstgenann- 
ten Vertragspartei auf den nach Artikel 2 Absatz 2 festgelegten 
Linien bereltgestellte Beförderungsangebot zu überprüfen. Diese 
Unterlagen müssen alle Angaben enthalten, die zur Feststellung 
des Umfangs sowie der Herkunft und Bestimmung des Verkehrs 
erforderlich sind. 

Artikel 10 
Tarife 

(1) Die Tarife, die von einem bezelchneten Unternehmen auf 
den nach Artikel 2 Absatz 2 festgelegten Linien für Fluggäste 
angewendet werden, bedürfen der Genehmigung durch die Luft- 
fahrtbehörde der Vertragspartei, in deren Hoheitsgebiet der 
Abgangspunkt der Flugreise (gemäß Angabe in den Beförde- 
rungsdokumenten) liegt. 

(2) Die bezeichneten Unternehmen berücksichtigen in ihren 
Tarifen die Betriebskosten, einen angemessenen Gewinn, die 
bestehenden Wettbewerbs- und Marktbedingungen sowie die 
Interessen der Nutzer. Die zuständige Luftfahrtbehörde darf die 
Erteilung der Genehmigung nur dann ablehnen, wenn ein Tarif 
diesen Kriterien nicht entspricht. 

(3) Die bezeichneten Unternehmen legen den Luftfahrtbehör- 
den die Tarife spätestens einen Monat vor dem vorgesehenen 
ersten Anwendungstag zur Genehmigung vor. 

(4) Ist die Luftfahrtbehörde einer Vertragspartei mit einem ihr 
zu Genehmigung vorgelegten Tarif nicht einverstanden, so unter- 
richtet sie das betroffene Unternehmen innerhalb von einund- 
zwanzig Tagen nach dem Tag der Vorlage des Tarifs. Der Tarif 
darf in diesem Fall nicht angewendet werden. Anzuwenden ist 
weiterhin der bisherige Tarif, der durch den neuen Tarif ersetzt 
werden sollte. 

Artikel 1 1 

Gewerbliche Tätigkeiten 

(1) Jede Vertragspartei gewährt jedem bezeichneten Unter- 
nehmen der anderen Vertragspartei auf der Grundlage der 
Gegenseitigkeit das Recht, in ihrem Hoheitsgebiet Niederlassun- 
gen sowie Verwaltungs-, kaufmännisches und technisches Per- 
sonal zu unterhalten, soweit sie von dem bezeichneten Unter- 
nehmen benötigt werden. 

(2) Bei der Einrichtung der Niederlassungen und der Beschäf- 
tigung des Personals nach Absatz 1 sind die Gesetze und sonsti- 
gen Vorschriften der betreffenden Vertragspartei, wie die Geset- 
ze und sonstigen Vorschriften über die Einreise von Ausländern 
und ihren Aufenthalt im Hoheitsgebiet der betreffenden Vertrags- 


cyaflHoclHbi, skIs sbisHataHbi aBisqbiMHbiMi ynaflaivii aöoflByx 
AaraBopHbix Baxoy mnsxaM aöivieHy Horaivii. 

(5) ABmqbiMHbis ynaflbi flaraBopubix Baxoy npbiKnaflyqb, Kami 
rsTa HeaöxoflHa, yce HaiviaraHHi, xaö flacsrHyqb naraflHeHHS, 
LUTO saflaBanbHse aöoflBa flaraBopHbia Baxi apHOCHa eiviicTa- 
cqePi i HacTaTbi naneray. 

ApTbiKyn 9 

npa^acTayneHHe aKcnnyaTaqbiHHbix 
i CTaTbrCTbIHHblX ^aHblX 

(1) Ko>KHae HasHanaHae aBmnpaflnpbieivicTBa naBeflaiviriHe 
aBlnqbiMHbiM ynaflaw flaraBopHbix Baxoy ne nasHeü mbim sa 
aflslH MecHq fla nanarKy naneray i KO)KHara HacrynHara ceson- 
nara nepbmny aKcnnyaraubii na Mapiiipyrax, BbiSHanaHbix sroq- 
na 3 nyHKTaM 2 AprbiKyna 2 rarara FlaraflHeHnn, Karsropbii 
nanery, Tbinu SKcnnyaryeivibix naeerpaHbix cyflnay i pacxnan ix 
naneray. A6 ycix paaaBbix SMSHeHHnx Heaöxoflna iHtjjapMaBaqb 
HeaflKnaflHa. 

(2) ABlnqbiMHbm ynaflbi afluaro flaraBopnara Boxy npafla- 
craynntoflb aBinflbiMHbiM ynaflaM flpyrora flaraBopuara Boxy na 
ix npocböe yce parynnpHbm i iHUJbm crarbicrbiMHbin flanbin, mro 
flarbinaflb HasHanaHbix aBlnnpaflnpbieivicrBay, nxin wioryflb 
narpaöaBaflfla 3 Msraü npaeepxi eiviicracfli, HaflaeaeiviaM 
xo>XHbiM HaaHanaHbiM aBinnpaflnpueMcrBaivi nepinara flara- 
Bopnara Boxy na Mapiiipyrax, BbiananaHbix aroflna 3 nynxraM 2 
Aprbixyna 2 rarara flaraflHeHun. Taxin flanbin naBiHHbi 
yxnxDtaflb ycio mcjjapMaflbiio, HeaöxoflHyxj flnn BbiaHaHSHHn 
aö’ÖMy, a raxcaMa nynxray aflnpayneHnn i npbi3HaH3HHn. 

ApTbixyji 10 
Tapbicjabi 

(1) Tapbicjjbi, Liiro npbiMHHnxjflfla HaaHanaHbiMl aalnnpafl- 
npueMcraaMi aa nepaaoaxy naca)Xbipay Ha Mapiiipyrax, bbi- 
ananaHbix aroflua 3 nyHxraM 2 Aprbixyna 2 rarara FlaraflHeHHn, 
naflnnraxDflb aflaöpsHHXj aBlnflbiMHbiMl ynaflaMi AaraBopHara 
Boxy, Ha rspbiropbii nxora 3Haxofl3iflfla nynxr aflnpayneHHn (y 
aflnaBeflHacfli 3 iHtjjapMaflbinPi y nepaBoaannbix flaxyMenrax). 

(2) y CBaix rapbicjjax HaanaMaHbin aBlnnpaflnpueMcrBbi 
naBiHHbi yniHBaflb axcnnyaraflbiMHbin Bbiflarxi, paayMHbi 
npbiöbirax, icHyxjHbin yMOBbi xaHxypaHqbii i pbiHxy, a raxcaMa 
inrapscbi xapbicranbHixay rpancnapry. AflnaBeflHbm 
aBiflflbiMHbiH ynaflbi Moryqb aflMOBiflb y aflaöpsHHi rapbicjjy 
ronbxi y ruM Bbinaflxy, xani en ne aflnaanflae rsruM yMoaaM. 

(3) Tapbicfibi npaflacraynnioflfla HaaHanaHbiMi aBinnpafl- 
npbieMcraaMi na aflaöpsHHe aBinqbiMHbix ynafl ne naaHeß hbim 
3 a aflaiH Mecnq fla MspxyeMaß flarbi ix yBSflaeHHn. 

(4) Kani aBinflbiMHbin ynaflbi nioöora AaraBopnara Boxy ne 
aroflHbi 3 rapbitjjaM, mro npaflacraynenbi iM na aflaöpsHHe, shbi 
npaiHtjDapMyioflb aflnaaeflHae aBinnpaflnpueMcraa na npaflnry 
21 flHH 3 flarbi npaflacrayneHHH rapbicjjy. Y raruM Bbinaflxy 
rapbicj) He npbiMHHneflfla. Tapbicj), nxi npbiMHHsycn fla rsrara i 
nxi naBineH öbiy öbiqb aaMeneHbi hobum rapbi0aM, öyflae 
npbiMHHHflfla i flaneß. 

ApTbixyn 11 

KaMepflbiHHaFi ^seHHacflb 

(1) Ko)XHbi flaraaopHbi Box naflae na yaaeMHaß acHoae 
nioöoMy HaanaHaHaMy aBinnpaflnpueMcray flpyrora flaraaop- 
Hara Boxy npaoa yrpbiMniBaqb Ha nro rapbiropbii npaflcrayHiq- 
rBbi 3 aflMiHicrpaflbißhbiM, xaMepflbißHbiM i rsxniHHbiM nep- 
cananaM, nxi HeaöxoflHu HaaHaManaMy aBinnpaflnpueMcray. 

(2) Aflxpbiflflö npaflcrayHiflraay i npbiöM na npaqy nepcana- 
ny, yxaaanara y nynxfle 1 rarara Aprbixyna, a>xbiflflnynneflfla 3 
BbixoHBaHHeM aaxoHay i npaainay aflnaaeflnara AaraaopHara 
Boxy, nxin flarbNaqb yeofly iniiiaaeMflay i ix 3Haxofl>xaHHn na 
rspbiropbii aflnaBOflHara flaraaopHara Boxy. Afluax, flnn nep- 
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Partei, einzuhalten. Das in den Niederlassungen nach Absatz 1 
beschäftigte Personal benötigt jedoch keine Arbeitserlaubnis. 

(3) Jede Vertragspartei gewährt jedem bezeichneten Unter- 
nehmen der anderen Vertragspartei auf der Grundlage der 
Gegenseitigkeit das Recht der Selbstabfertigung von Flug- 
gästen, Gepäck, Fracht und Post für die bezeichneten Unterneh- 
men oder andere Luftfahrtunternehmen der anderen Vertrags- 
partei. Dieses Recht schließt den den Flughäfen vorbehaltenen 
Bereich der luftseitigen Bodenverkehrsdienste {Verkehrsabferti- 
gung der Luftfahrzeuge) nicht ein. 

(4) Jede Vertragspartei gewährt jedem bezeichneten Unter- 
nehmen der anderen Vertragspartei das Recht, seine Beförde- 
rungsleistungen auf eigenen Beförderungsdokumenten unmittel- 
bar in eigenen Verkaufsräumen sowie durch seine Agenten im 
Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei an jeden Kunden in 
jeder Währung zu verkaufen. 


Artikel 12 

Luftverkehrs-Sicherheit 

(1) Jede Vertragspartei kann Konsultationen über die von der 
anderen Vertragspartei angewendeten Sicherheitsnormen für 
Luftverkehrseinrichtungen, Flugbesatzungen, Luftfahrzeuge und 
den Betrieb der bezeichneten Unternehmen verlangen. Stellt eine 
Vertragspartei nach solchen Konsultationen fest, daß die andere 
Vertragspartei Sicherheitsnormen und -anforderungen in diesen 
Bereichen nicht wirksam anwendet und durchführt, die wenig- 
stens den Mindestnormen entsprechen, die nach dem Zivilluft- 
fahrt-Abkommen festgelegt werden können, so werden der 
anderen Vertragspartei diese Feststellungen sowie die Schritte 
notifiziert, die zur Erfüllung dieser Mindestnormen als notwendig 
erachtet werden; die andere Vertragspartei trifft angemessene 
Abhilfemaßnahmen. Trifft die andere Vertragspartei nicht inner- 
halb einer angemessenen Frist - auf jeden Fall innerhalb von 
fünfzehn (15) Tagen - angemessene Maßnahmen, so ist dies ein 
Grund für die Anwendung des Artikels 4. 

(2) Sind für die Sicherheit des Betriebs eines Unternehmens 
sofortige Maßnahmen erforderlich, so darf eine Vertragspartei 
vor Aufnahme von Konsultationen Maßnahme nach Artikel 4 
treffen. 

(3) Jede Maßnahme einer Vertragspartei in Übereinstimmung 
mit den Absätzen 1 und 2 wird eingestellt, sobald die andere Ver- 
tragspartei die Sicherheitsvorschriften dieses Artikels einhält. 


Artikel 13 
Luftsicherheit 

(1) In Übereinstimmung mit ihren völkerrechtlichen Rechten 
und Pflichten bekräftigen die Vertragsparteien ihre gegenseitige 
Verpflichtung, die Sicherheit der Zivilluftfahrt vor widerrecht- 
lichen Eingriffen zu schützen. Ohne den allgemeinen Charakter 
ihrer völkerrechtlichen Rechte und Pflichten einzuschränken, 
handein die Vertragsparteien insbesondere im Einklang mit dem 
am 14. September 1963 in Tokyo Unterzeichneten Abkommen 
über strafbare und bestimmte andere an Bord von Luftfahrzeu- 
gen begangene Handlungen, dem am 16. Dezember 1970 in Den 
Haag Unterzeichneten Übereinkommen zur Bekämpfung der 
widerrechtlichen Inbesitznahme von Luftfahrzeugen, dem am 
23. September 1971 in Montreal Unterzeichneten Übereinkom- 
men zur Bekämpfung widerrechtlicher Handlungen gegen die 
Sicherheit der Zivilluftfahrt und dem am 24. Februar 1 988 in Mon- 
treal Unterzeichneten Protokoll zur Bekämpfung widerrechtlicher 
gewalttätiger Handlungen auf Flughäfen, die der internationalen 
Zivilluftfahrt dienen, in Ergänzung des am 23. September 1971 in 
Montreal beschlossenen Übereinkommens zur Bekämpfung 
widerrechtlicher Handlungen gegen die Sicherheit der Zivilluft- 
fahrt. 


canany, turo npagye y npaflCTayHipTBax aroflHa 3 nyHKTaivi 1 
rsrara AptbiKyna, flaaeon na npagy ne naTpaöyeuLta. 

(3) KwKHbi flaraeopHbi Bok öyflse Haflaeaub na ysaeMHaß 
acHOBe nKJöoMy HasHaHaHaiviy aBinnpannpbieivicTBy npyrora 
flaraBopnara BoKy npaaa caiviacTOMHara acfjapivineHHH 
naca>Kbipay, 6ara>Ky, rpyay i noiuTbi nnn HasHa^aHara aöo 
iHLuara aBinnpaflnpueivicTBa flpyrora flaraBopnara BoKy. FsTa 
npaBa ne yKnro^ae y cnöe nacnyri na HaaeMHaiviy 
aöcnyroyBaHHK) (naseiviHae aöcnyroyBaHHe caManeray), luto 
s’HynHeuua npaparaTbiBaß naaeiviHbix cny>K6ay aapanopray. 

(4) Ko>KHbi 3 AaraBopHbix Baxoy öyflae HanaBapb nioöoMy 
HaaHanaHaMy aBinnpaflnpbieivicTBy flpyrora flaraBopnara Boxy 
npaBa a)KbiLmnynnL(b npofla>K aBinnepaBoaaK na CBaix acaöi- 
CTbix nepaB03a4Hbix paxyMeHTax y acaöicTbix ocjDicax i npaa 
CBaix areHTay na rapbiTopui ppyrora flaraBopnara Boxy nxtöoM 
acoöe i aa nioöyxD Barnoty. 

ApTbrxyn 12 
Encnexa naneTay 

(1) Ko>XHbi flaraBopHbi Box Mae npaea natpaöaBaLtb npaen- 
HaeHHB xaHcynbTaubiPi aö HopMax öncnexi, luto npuMaHnKDUpa 
HpyriM flaraBopHbiM BoxaM aflHocna aBinLtbiMHbix aöypa- 
BaHHsty, axina>xay, naBerpaHbix cyflnay i paöoTbi npuaHanaHbix 
npaflnpbieMCTBay. Kani anain a flaraBopnux Baxoy nacnn raxix 
xaHcynbiapbiM xaHCTarye, luto flpyri flaraBopHbi Box neacjjex- 
Tbiyna npbiMHHne i BbixoHBae y raTati ranine HopMbi i naTpaöa- 
BaHHi ÖHcnexi, nxin aflnaBHflaxJUb caMa MeneM MiniManbHbiM 
HopMaM, BbiaHanaeMbiM y annaBeflHacui a KaHBeHpbiHM aö 
Mi>XHapoHHaM rpaMaflaBHCxafi aBingbii, to ppyroMy flaraBopna- 
My Boxy öyflypb naaeflaMneHbi Taxin xaHCTaTagbii, a TaxcaMa 
xpoxi, nxin ninappa neaöxoflHbiMi pna BbixanaHHa aaaHaMaHbix 
MiHiManbHbix HopM; ppyri flaraBopHbi Box npbiMe Hane>XHbm 
Mepbi flnn BbinpayneHHn CTaHOBiiuna. Kani ppyri flaraBopHbi 
Box Ha npapnry paayMHara TapMiny - y nioöbiM Bbinapxy na 
npapnry nnTHappapi (15) paen - ne npbiMe Hane>XHbm Mepbi, to 
rsTa öypae npbiMbiHaki npbiMnnipb apTbixyn 4. 

(2) Kani pnn aaöecnnMaHHn öncnexi paöoTbi npapnpbieMCTBa 
naTpaöyioppa HeapxnapHbm Mepbi, to apain flaraBopHbi Box 
Mae npaBa npbmnpb Mepu y apnaBepnacpi a apTbixynaM 4 pa 
nanaTxy xancynbTapbiM. 

(3) Ko)XHan Mepa apnaro a flaraBopnbix Baxoy, npbiMaeMan y 
apnaBepnacpi a nynxTaMi 1 i 2 rsTara apTbixyna, öypae npbinbi- 
Hena, nx Tonbxi ppyri flaraeopHbi Box nanne Bbixoneapb 
nana>xaHHi na öncnepbi, aaaHanaHbin y raTbiM apTbixyne. 

ApTbixyn 13 
ABinL)biHHan öncnexa 

(1) y apnaBepnacpi 3 ceaiMi npaeaMi i aöaenaapenbCTBaMi, 
LUTO BbiHixaiopb 3 Mi>XHapopHara npaea, flaraeopHbin Baxi 
napBnpp>xaK3pb abaenaapenbCTBa, luto yanTa iMi y apnocinax 
apaiH pa apnaro, aöapannpb öncnexy rpaMapanncxaPi aeiapbii 
ap axTay neaaxoHHara yMniuannn. He a6MH>xoyBaiOMbi 
arynbHyio npbiMnniMacpb ceaix npaeoy i aßaenaapenbCTBay na 
Mi>XHapopHaMy npaey, flaraeopHbrn Baxi, y npbieaTHacpi, paeß- 
Hinaiopb aropna a nanaxonnnMi KaHBenpui aö ananbiHCTBax i 
HexaTopbix iHLUbix paenHHHx, luto Maxtpe Mecpa na öoppe naee- 
Tpanara cypna, napnicanaß y T oxio 1 4 eepacHn 1 963 ropa, Kan- 
BeHpbii aö öapapböe a neaaxoHHbiM aaxonaM naeeTpanbix 
cypnay, napnicanaß y F aaae 1 6 CHe>XHn 1 970 ropa, i KaHBenphii 
aö öapapböe a neaaxoHHbiMi axraMi, naxipaeaHbiMi cynpapb 
öncnexi rpaMapanncxaß aeinpui, napnicanaß y Manpaani 23 
Bepacnn 1971 ropa, i FIpaTaxona aö öapapböe a neaaxoHHbiMi 
axTaMi Hacinnn y aapanopTax, luto aöcnyroyeaiopb Mi>XHapop- 
nyio rpaMapanncxyxD aeinphiio, napnicanara y Manpani 24 
nxjTara 1988 ropa y panaynenne pa KaHBeupbii aö öapapböe a 
neaaxoHHbiMi axraMi, HaxipaeanbiMi cynpapb öncnexi rpaMa- 
panncxaß aeinphii, napnicanaß y Manpaani 23 eepacnn 1971 
ropa. 
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(2) Die Vertragsparteien gewähren einander auf Ersuchen jede 
erforderliche Unterstützung, um die widerrechtliche Inbesitz- 
nahme ziviler Luftfahrzeuge und andere widerrechtliche Hand- 
lungen gegen die Sicherheit solcher Luftfahrzeuge, Ihrer Flug- 
gäste und Besatzung, von Flughäfen und Flugnavigationsein- 
richtungen sowie jede sonstige Bedrohung der Sicherheit der 
Zivilluftfahrt zu verhindern. 

(3) Wird ein ziviles Luftfahrzeug widerrechtlich In Besitz ge- 
nommen oder werden sonstige widerrechtliche Eingriffe gegen 
die Sicherheit eines solchen Luftfahrzeugs, seiner Fluggäste und 
Besatzung sowie gegen die Sicherheit von Flughäfen oder Flug- 
navlgatlonselnrlchtungen begangen oder angedroht, so unter- 
stützen die Vertragsparteien einander In gegenseitigen Konsulta- 
tionen durch Erleichterung des Fernmeldeverkehrs und sonstige 
geeignete Maßnahmen, um solche Vorfälle oder solche Bedro- 
hungen so rasch zu beenden, wie dies bei möglichst geringer 
Gefährdung von Leben durchführbar Ist. 

(4) Jede Vertragspartei trifft alle Ihr durchführbar erscheinen- 
den Maßnahmen, um sicherzustellen, daß ein Luftfahrzeug, das 
widerrechtlich In Besitz genommen wurde oder hinsichtlich des- 
sen andere widerrechtiche Eingriffe vorgenommen wurden und 
das sich In Ihrem Hoheitsgebiet am Boden befindet, dort festge- 
halten wird, sofern nicht sein Abflug aufgrund der vordringlichen 
Verpflichtung zum Schutz des Lebens der Besatzung und der 
Fluggäste erforderlich wird. Diese Maßnahmen sollten, soweit 
durchführbar, auf der Grundlage gegenseitiger Konsultationen 
getroffen werden. 

(5) Die Vertragsparteien handeln In Ihren gegenseitigen Bezie- 
hungen im Einklang mit den Luftsicherheitsvorschriften, die von 
der Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation festgelegt und zu 
Anhängen des Zivilluftfahrt-Abkommens bestimmt werden, 
soweit diese Sicherheitsvorschriften auf die Vertragsparteien 
anwendbar sind; sie verlangen, daß die Halter von In Ihr Register 
eingetragenen Luftfahrzeugen und die Luftfahrzeughalter, die 
Ihren Hauptgeschäftssitz oder Ihren ständigen Aufenthalt In 
Ihrem Hoheitsgebiet haben, sowie die Betreiber von Flughäfen In 
Ihrem Hoheitsgebiet Im Einklang mit diesen Luftsicherheitsvor- 
schriften handeln. 


(6) Jede Vertragspartei erklärt sich damit einverstanden, daß 
von diesen Luftfahrzeughaltern verlangt werden kann, die In 
Absatz 5 genannten Sicherheitsvorschriften elnzuhalten, die von 
der anderen Vertragspartei für den Einflug In Ihr Hoheitsgebiet, 
den Ausflug aus Ihrem Hoheitsgebiet oder den Aufenthalt In 
Ihrem Hoheitsgebiet festgelegt wurden. Jede Vertragspartei ge- 
währleistet, daß in ihrem Hoheitsgebiet Maßnahmen zum Schutz 
von Luftfahrzeugen und zur Durchleuchtung von Fluggästen, 
Besatzung und Handgepäck sowie zur Durchführung angemes- 
sener SIcherheltskontrollen bei Gepäck, Fracht und Bordvor- 
räten vor und bei dem Einsteigen oder Beladen wirksam ange- 
wendet werden. Jede Vertragspartei wird jedes Ersuchen der 
anderen Vertragspartei um vernünftige besondere Sicherheits- 
maßnahmen zur Abwendung einer bestimmten Bedrohung wohl- 
wollend prüfen. 

(7) Weicht eine Vertragspartei von den Luftsicherheitsvor- 
schriften dieses Artikels ab, so kann die Luftfahrtbehörde der 
anderen Vertragspartei um sofortige Konsultationen mit der Luft- 
fahrtbehörde der erstgenannten Vertragspartei ersuchen. Kommt 
innerhalb eines Monats nach dem Datum dieses Ersuchens eine 
zufriedenstellende Einigung nicht zustande, so Ist dies ein Grund, 
die Bethebsgenehmigung eines oder mehrerer Luftfahrtunter- 
nehmen der erstgenannten Vertragspartei vorzuenthalten, zu 
widerrufen, einzuschränken oder mit Auflagen zu versehen. 
Wenn eine ernste Notlage dies erfordert, kann eine Vertrags- 
partei vor Ablauf dieses Monats vorläufige Maßnahmen treffen. 


(2) flaraeopHbiH Baw aKasBaiogb na sanbiry ycro Heaöxofluyio 
flanaMory aflslH aflHaiviy y npaflyxIneHHl HesaKOHHara saxony 
rpaMaflssHCKlx naBexpaHbix cyfluay i iHUJbix HesaKOHHbix axiay, 
HaxIpaBaHbix cynpapb öscnexl Taxix naBerpaHbix cyfluay. Ix 
naca>Kbipay I 3Klna>Ky, aspanopray I aspaHaBiragbiMHbix cpofl- 
Kay, a xaKcaivia nioöoM iHLuaPi narposbi öscnepbi rpaiviaflssHCKaPi 
aBmgbil. 

(3) Kani öyflse ivieub Mecga HesaKOHHbi saxon rpaiviaflSHHCKa- 
ra naBerpauara cyflua aöo narposa raKora saxony aöo lumbi 
aKT HesaKOHHara yivisujaHHH, ujto creapae narposy öacnegbi 
raxlx cyflHay, Ix naca>KbipaM I 3Kina>Ky, aspanopraivi aöo aspa- 
HaBlragbiMHbiM cpoflKaivi, flaraeopHbiH Baxl öyflygb npu ysaeivi- 
Hbix KaHcyribTapbiHX caflseHHiMapb aflslH aflHaiviy y cnpaujHSHHl 
cyBHSI I iHujbix aflnaBeflHbix wiep, HaKlpaeanbix na cnbineHHe 
TaKora sflapsHHS aöo sro narposu rax xytxa, hk rsta iwarHbiivia 
3 ynlKaM MlHlMaribnaPi pbisuKl flns >KbiL(L(H. 


(4) KojKHbi flaraeopHbi Bok npaflnpbiivie yce MarHbiMbm s sro 
öoKy saxaflbi nriH saöecnsHSHHH taro, xaö HesaKOHHa saxo- 
nnenae naeerpaHae cyflna aöo naeeipaHae cyflHa, cynpapb 
HKora sflseücHeHbi iHLUbis axTbi HesaKOHHara yMHUjaHHs, I ujto 
SHaxoflsigga y rsTbi nac na ssivini sro rapbiTopui, öygse yrpbiM- 
nleagga na shmtiI, xanl TonbKl Bbiner naeerpaHara cygHa ne 
öyflse BbisBaHbi HeaöxogHacgKS aöapoHbi )KbiggH sro 3Klna>Ky I 
naca>Kbipay. Fla Marubiiviacgl, raKls saxagu öygygb npbiüiviagga 
Ha naflcraee ysaeMHbix KaHcynbragbiPi. 


(5) flaraeopHbm Baxl y cealx ysaeiviaaflHoclHax flseMHluatogb 
y agnaeeflHacgl s nana>K3HHHMl aö aBisgbiMHaH ÖHcnegu, uito 
ycTanoyneHbi Mi>KHapoHHaH apranlsagbiHH rpaMagsHHCKaM 
aelsgbil I BbisHauaHbi y flagatKax ga KaHBengbil y tom CTynenl, y 
HKOM TaxlH nana>K3HHl na öscnegbi npbiMHHlMbi ga flaraeopHbix 
Baxoy; hhu öygygb naipaöaeagb, Kaö SKcnnyaraHTbi naee- 
TpaHbix cygnay, sanecenbix y Ix psecrp, i SKcnnyaraHTbi naee- 
TpaHbix cygnay, acHoynae Mecga gseÜHacgl aöo nacrasHHae 
Mecga3Haxog>KaHHe hkIx snaxogslgga na Ix Tspbiiopbil, I SKcn- 
nyaraHTbi aspanopray na Ix TspbiTopbil gsePiHiHanl y agnaeeg- 
Hacgi 3 TaKiMi nana>K3HHHMl I naTpaöaeaHHHivil na aerngbiMHaM 
ÖHcnegbi. 

(6) Ko>KHbi flaraeopHbi Bok narag>Kaegga s TbiM, ujto ag 
Taxix SKcnnyaraHTay naeerpaHbix cygnay MO>Ka öbigb narpaöa- 
Bana BbiKOHeaHHe nana>K3HHHy na aelngbiMHaPi öHcnegu, yxa- 
saHbix y nyHKge 5 rsrara ApTbixyna, uito ycTanaynieaiogga 
gpyriM flaraeopHbiivi Boxaivi y agnoclnax ga npbineTy, Bbinery 
aöo snaxogjKaHHH na TspbiTopbil rsrara gpyrora flaraeopnara 
Boxy. Ko>KHbi flaraeopHbi Bok saöncneHbigb, xaö na sro 
TspbiTopbii npbiMHHHJilcH gsePicHbiH Mepbi na aöapone naee- 
rpanbix cygnay I na gornsgy naca>Kbipay, 3Klna>Kay I pyunofi 
naKna>Kbi, a raxcaivia na BbiKanaHHio agnaeegnbix npaeepax na 
ÖHcnexy öara>Ky, rpysy i öapraebix sanacay ga I nagnac nacag- 
kI naca>Kbipay aöo narpysxl rpysay. Ko>KHbi flaraeopHbi Bok 
öygse cnpbmribHa pasrnegagb nioöbi sanbir gpyrora flaraeop- 
nara Boxy y agnocinax ga npbiHHgge cnegbisribHbix iviep öncne- 
kI gsens npagyxIneHHs KaHKpsTHaPi narposbi. 

(7) y Bbinagxy, xanl agsin s flaraeopHbix Baxoy ne ebiKoneae 
nana>K3HHHy na aemgbiMHaPi öHcnegu, npagyrnegjxaHbix rsTbiM 
ApTblKynaM, aemgbiMHbm ynagu gpyrora flaraeopnara Boxy 
Morygb spaöige saneiT aö npaeegseHHi neagKnagnbix xan- 
cyneragbiM s aeisgbiMHeiivil ynagaivil nepuiara flaraeopnara 
Boxy. Kani na npagnry Mecnga s garei raxora saneiry ne öygse 
gacnmyTa sgaeanenniOHara ebipauiSHHH, to rsra öygse 
cny>Kbigb nagcraeaPi gnn npbinbmeHHn, agiwenbi, yengseHnn 
aöivie>xaBaHHn aöo inuibix yivioy gaseony na scnnyaragbiio 
aeinnpagnpbieivicTBy aöo aeinnpagnpbieMCTeaivi nepuiara flara- 
Bopnara Boxy. V sxcTpaHHbix ebinagxax xo>XHbi s flaraeopHbix 
Baxoy MO>xa npbinngb Mepu nannpsganra xapaxrapy ga 
cxaHHSHHH rsrara iviecHHHara Tspiviiny. 
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Artikel 14 

Einreise und Kontrolle 
der Reisedokumente 

(1) Auf Ersuchen einer Vertragspartei gestattet die andere Ver- 
tagspartei den Unternehmen, die in beiden Staaten Luftverkehrs- 
rechte ausüben, die Durchführung von Maßnahmen, die gewähr- 
leisten sollen, daß nur Fluggäste mit den für die Einreise in oder 
die Durchreise durch den ersuchenden Staat erforderlichen Rei- 
sedokumenten befördert werden. 

(2) Jede Vertragspartei nimmt eine Person, die an ihrem Zielort 
zurückgewiesen wurde, nachdem dort festgestellt worden war, 
daß sie nicht einreiseberechtigt war, zum Zweck der Überprü- 
fung auf, wenn sich diese Person vor ihrer Abreise nicht nur im 
unmittelbaren Transit im Hoheitsgebiet dieser Vertragspartei auf- 
gehalten hat. Die Vertragsparteien weisen eine solche Person 
nicht in das Land zurück, in dem zuvor festgestellt worden ist, 
daß sie nicht einreiseberechtigt ist. 

(3) Diese Bestimmung hindert die Behörden nicht daran, eine 
zurückgewiesene, nicht einreiseberechtigte Person einer weite- 
ren Überprüfung zu unterziehen, um festzustellen, ob sie schließ- 
lich in dem Staat aufgenommen werden kann, oder um Vorkeh- 
rungen für ihre Weiterbeförderung, Entfernung oder Abschiebung 
in einen Staat, dessen Staatsangehörigkeit sie besitzt oder in 
dem sie aus anderen Gründen Aufnahme finden kann, zu treffen. 
Hat eine Person, von der festgestellt worden ist, daß sie nicht 
einreiseberechtigt ist, ihre Reisedokumente verloren oder zer- 
stört, so erkennt eine Vertragspartei statt dessen ein von den 
Behörden der Vertragspartei, bei der festgestellt wurde, daß die 
Person nicht einreiseberechtigt ist, ausgestelltes Dokument an, 
das die Umstände von Abflug und Ankunft bestätigt. 


Artikel 15 

Meinungsaustausch 

Zwischen den Luftfahrtbehörden der Vertragsparteien findet 
nach Bedarf ein Meinungsaustausch statt, um eine enge Zusam- 
menarbeit und eine Verständigung in allen die Anwendung die- 
ses Abkommens berührenden Angelegenheiten herbeizuführen. 


Artikel 16 
Konsultationen 

Zur Erörterung von Änderungen dieses Abkommens oder des 
Fluglinienplans oder von Auslegungsfragen kann eine Vertrags- 
partei jederzeit Konsultationen beantragen. Das gilt auch für 
Erörterungen über die Anwendung des Abkommens, wenn nach 
Ansicht einer Vertragspartei ein Meinungsaustausch nach Arti- 
kel 15 kein zufriedenstellendes Ergebnis erbracht hat. Die Kon- 
sultationen beginnen innerhalb von zwei Monaten nach Eingang 
des Antrags bei der anderen Vertragspartei. 


Artikel 17 

Beilegung von Streitigkeiten 

(1) Soweit eine Meinungsverschiedenheit über die Auslegung 
oder Anwendung dieses Abkommens nicht nach Artikel 16 bei- 
gelegt werden kann, wird sie auf Verlangen einer Vertragspartei 
einem Schiedsgericht unterbreitet. 

(2) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall gebildet, indem 
jede Vertragspartei ein Mitglied bestellt und beide Mitglieder sich 
auf den Angehörigen eines dritten Staates als Vorsitzenden eini- 
gen, der von beiden Vertragsparteien bestellt wird. Die Mitglieder 
werden innerhalb von zwei Monaten, der Vorsitzende innerhalb 
von drei Monaten bestellt, nachdem die eine Vertragspartei der 


ApTbiKyji 14 

Yesfl i KaHTponb 
npansHbix ^axyMeHTay 

(1) Fla npocböe apHaro 3 flaraeopHbix BaKoy npyri flara- 
BopHbi Bok flasBanae aBianpaflnpbieivicTBaM, luto 
B biKapbicToyBaioL(b npaau nepaaoaaK y aöeflSBKix Kpainax, 
npbiHapb Mepbi paa aaöecnaMSHHa taro, xaö nepaBoapbi nagna- 
rani ToabKi naca>Kbipbi, axia Maiogb neaöxoflHbia gaxyivieHTbi 
pna yesfly aöo TpaHsity npaa TspbiTopbiio fjaraBopnara Boxy, 
LUTO SBapnyyca 3 npocböaä. 

(2) Ko>XHbi flaraBopHbi Box öyfloe npuMMagb paa npaaepxi 
acoöy, BbicaanyKj 3 nynxiy Bbicaflxi nacaa raro, ax eä öbiao 
aflMoyaeHa Ba yeaflse, xaai rata acoöa ga rarara anaxoflsiaaca 
Ha aro rapbiTopui nepag nacaflxaä Ha öopi, axpaivia Bbinagxay 
y npaMbiM Tpanaipe. fjaraBopHbia Baxi ne naBiHHu Baprapb 
Taxyro acoöy y xpainy, pae eä öbiao panePi anMoyaena aa 
yeapae. 

(3) r ara naaa>xaHHe ne aaöapanae opranaivi yaaflbi npaaecpi 
flaaeMLuyKj npaaepxy acoöbi, axaa Bepayra y cyBaai a agiviOBaM 
Ba yeaflae, a tbim, xaö BbianaHbiub ae Marnbiiviae 3 HaxoH>xaHHe 
y rarati fl 3 ap>xaBe aöo apraniaaBagb apnpayxy, BbipaaeHHe aöo 
flanaprapbixD y ryio H 3 ap>xaBy, Hbie rpaiviaflaaHCTBa ana Mae 
aöo y axoM ana MO>xa öbipb npbiHara na axiM-Heöypab iniubiM 
npbWbiHaM. y Bbinaflxy, xaai rata acoöa, y aflHocinax ga axoä 
ycTanoyaena, luto ana ne Mae npaea na yean, aryöiaa aöo 
aniujHbiaa CBae npaaanbia gaxyMeHTbi, flaraeopHbi Box öygae 
npbiaHaBapb gaxyMeHT, luto nai 4 Bapfl>xae aöcTaeiHbi BbiaeTy i 
npbiaöTy, axi Bbiganbi yaagaMi flaraBopnara Boxy, gae öbiao 
ycTanoyaena, luto acoöa ne Meaa npaaa na yeag. 


ApTbiKyn 15 
AÖMeH MepKaeaHNFiMi 

Fla Mepbi Heaöxognacgi naMi>x aBiagbiüHbiMi yaagaMi flara- 
BopHbix Baxoy öygae a>xbiggayaagga aöMen MepxaBannaMi a 
MSTaM gacarneHHa gecnara cynpagoynigTBa i yaaeMapaay- 
MeHHa na ycix nbiTannax, luto agnocagga ga npuManeHHa 
rsTara naragaeHHa. 

ApTbixyjT 16 
KaHcynbTaL^bii 

Jlraöbi fjaraBopHbi Box MO>xa y axjöbi nac aanbiTagu npaea- 
gaeHHe xancyabTagbiH a MOTaa aÖMepxaeaHHa nanpaeax ga 
rsTara naragneHHa aöo ga Taöaigbi MapujpyTay aöo a MaTaä 
aÖMepxaeaHHa nbiTannay, luto gaTbiaagb TayManaHna TaxcTy. 
Toe >x agnocigga ga aöMepxaBanna npuManiMacgi rsTara 
naragneHHa, xaai again flaraeopHbi Box aiabigb, luto aöMen 
MepxaBannaMi y paMxax ApTbixyaa 15 rsTara naragneHHa ne 
npbiBÖy Hi ga axix agaBaabHatonbix BUHixay. Taxia 
xancyabTagbii naBinnbi nanagga na npagary geyx Mecagay a 
gaTbi aTpbiMaHHa gpyriM flaraeopHbiM BoxaM Taxora aanuTy. 

ApTbixyjT 17 
BbipamaHHe cnpanax 

(1) Kaai axaa-neöygab cnpanxa y agnocinax ga TnyManaHHa 
aöo npbiManeHHa rsTara naragneHHa ne MO>xa öbigb ypa- 
rynaBana y agnaBegnacgi a ApTbixynaM 16 rarara naragneHHa, 
TO na npocböe nroöora a flaraeopHbix Baxoy rsTa cnpanxa 
naeiHHa öbigb npagcTaynena na BbipaiuaHHe y Tpagencxi cyg. 

(2) Tpagencxi cyg MO>xa öbigb CTBopanbi y xo)XHbiM xanxpaT- 
HbiM Bbinagxy nacTynHbiM nbinaM: xo>XHbi flaraeopHbi Box na- 
ananae na agnaMy nneny cyga, i aöogea nnenbi cyga 
gaMaynaiogga aö CTapiubini cyga, axi naBinen öbigb rpaMagaa- 
HinaM Tpagan g3ap)xaBbi i axi naananaegga flaraeopHbiMi Baxa- 
Mi. Hnenbi Tpagencxara cyga naBinnbi öbigb HaananaHbi na 
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anderen mitgeteilt hat, daß sie die Meinungsverschiedenheit 
einem Schiedsgericht unterbreiten will. 


(3) Werden die In Absatz 2 genannten Fristen nicht eingehal- 
ten, so kann In Ermangelung einer anderen Vereinbarung jede 
Vertragspartei den Präsidenten des Rates der Internationalen 
Zivilluftfahrt-Organisation bitten, die erforderlichen Ernennungen 
vorzunehmen. Besitzt der Präsident die Staatsangehörigkeit 
einer der Vertragsparteien oder ist er aus einem anderen Grund 
verhindert, so soll der Vizepräsident, der Ihn vertritt, die Ernen- 
nungen vornehmen. 

(4) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmenmehrheit. 
Seine Entscheidungen sind für die Vertragsparteien bindend. 
Jede Vertragspartei trägt die Kosten ihres Mitglieds sowie ihrer 
Vertretung in dem Verfahren vor dem Schiedsgericht; die Kosten 
des Vorsitzenden sowie die sonstigen Kosten werden von den 
Vertragsparteien zu gleichen Teilen getragen. Im übrigen regelt 
das Schiedsgericht sein Verfahren selbst. 

Artikel 18 

Mehrseitige Übereinkommen 

Tritt ein von den Vertragsparteien angenommenes allgemeines 
mehrseitiges Luftverkehrsübereinkommen in Kraft, so gehen 
dessen Bestimmungen vor. Erörterungen zur Feststellung, inwie- 
weit ein mehrseitiges Übereinkommen dieses Abkommen be- 
endet, ersetzt, ändert oder ergänzt, finden nach Artikel 1 6 statt. 


Artikel 19 

Registrierung bei der 
Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation 

Dieses Abkommen, jede Änderung desselben und jeder 
Notenwechsel nach Artikel 2 Absatz 2 werden der Internationalen 
Zivilluftfahrt-Organisation zur Registrierung übermittelt. 

Artikel 20 

Frühere Abkommen 

Mit Inkrafttreten dieses Abkommens tritt das Abkommen vom 
1 1 . November 1 971 zwischen der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland und der Regierung der Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken über den Luftverkehr im Verhältnis zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Belarus außer 
Kraft. 

Artikel 21 

Inkrafttreten, Geltungsdauer 

(1) Dieses Abkommen tritt einen Monat nach dem Tag in Kraft, 
an dem die Regierungen der Vertragsparteien einander notifiziert 
haben, daß die erforderlichen innerstaatlichen Voraussetzungen 
für das Inkrafttreten des Abkommens erfüllt sind. 

(2) Dieses Abkommen wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. 

Artikel 22 
Kündigung 

Eine Vertragspartei kann die andere Vertragspartei jederzeit 
von ihrem Beschluß in Kenntnis setzen, dieses Abkommen zu 
beenden; die Kündigung wird gleichzeitig der Internationalen 
Zivilluftfahrt-Organisation mitgeteilt. In diesem Fall tritt das 
Abkommen zwölf Monate nach Eingang der Mitteilung bei der 
anderen Vertragspartei außer Kraft, sofern nicht die Kündigung 
vor Ablauf dieser Zeit durch Vereinbarung zurückgenommen 


npagary flsyx Mecspay, a CrapuibiHFi - na npapary rpox Mecfl- 
uay 3 flatbi, xani nioöbi 3 flarasopHbix Baxoy npaiHcjjapiviye 
flpyri flaraeopHbi Bok aö ceaiM naiviepbi nepaflagb cnps^xy y 
TpapePicKi cyfl. 

(3) Kani TspiviiHbi, yxasaHbiH y nyHxpe 2 rsrara ApTbixyna, ne 
öbmi aaxaeaHbi, .nioöbi flarasopHbi Bok MO>Ka, xani Hsivia iHUjaPi 
flaMoyneHacgi, aeHpHyupa pa flpsaiflSHTa CaaeTa Mi>XHapofl- 
Haü apraHiaapbii rpaMaflasHcxaPi aBispbii 3 npocböaPi 
a>xbiLmHBiL(b HeaöxoflHbiH Ha3Ha43HHi. Kani flpsaiflSHT 
B’nynneppa rpaiviaflanHiHaM nxjöora 3 fjaraBopHbix Baxoy aöo 
xani iHLUbm npbNbiHbi ne flaaBannrapb niviy Bbixanapb rary 
cfiyHxpbiKj, TO HeaöxoflHbm HaanaMSHHi naeiHeH a>xbiL(L(nBiL(b 
BiL(3-np33ifl3HT, sxi sro npaflcraynne. 

(4) TpapePicxi cyfl npbiMae pamsHHi öonbLuacflK) ranacoy. 
Taxis pamsHHi öyflypb aöaBsaxoBbiMi flns flaraBopubix Baxoy. 
Ko>KHbi flaraBopHbi Box öyflae uecfli Bbiflarxi na yipbiMauHe 
CBaüro nnena cyfla, a raxcaivia CBaix npaflcrayHixoy y TpapePi- 
cxiM npaflsce; Bbiflarxi Ha yrpbiMaHHe CrapuibiHi i ntoöbin iHiiibm 
Bbiflarxi naBiHHbi öbipb naflaeneHbi napoyny naMi>x flaraBopHU- 
Mi BaxaMi. Fla ycix iHiiibix nbiraHHsx TpapeMcxi cyfl öyflae 
a)Xbiflflnynnflb cyflaBOflcrea naBOflne CBatiro iviepxaBaHHH. 

ApTbixyn 18 

LilMaTÖaKOBbin xaHBeHflbii 

y Bbinaflxy ycrynneHHs y ciny arynbHaü liiMaröaxoBaM xaH- 
BeHflbii y raniHe rpaMaflasHcxafi aBisflbii, npbiHsraPi aöoflByivia 
flaraBopHbiMi Baxaivii, nana>K3HHi raxoM xaHBeHflbii öyflypb 
Meflb nepaBa>KHyto ciny. Jlxjöbin aöMepxaBaHHi 3 Msraü Bbi- 
3HaM3HHn cryneHi, y nxoPi mMaröaxoBaH xaHBeHflbm cnbiHipb 
flaesHHe, aaivieHiflb, aivieHiflb aöo flanoynipb rsra FlaraflHeHHe, 
öyflyflb npaBOflaiflfla y aflnaaeflHacfli 3 AprbixynaM 16 rsrara 
FlaraflHeHHH. 

ApTbixyn 19 

ParicTpapbin y Mi^KHapo^Haki 
apraHisaflbii rpaiviaflSFiHCKaPi aBinpbii 

Fara FlaraflHeHHe, nioöbin nanpayxi fla nro i nxDöbi aöivien 
Horaivii y aflnaeeflHacfli 3 nyHxraivi 2 Aprbixyna 2 rarara Flarafl- 
HeHHS öyflyflb HaxipaeaHbi y Mi>KHapoflHyto apraniaafluio rpa- 
MaflasHcxaü aBisflbii flnn paricrpaflbii. 

ApTbixyn 20 
PaHeHiubiB nara^HeHHi 

3 ycrynneHHS y ciny rarara FlaraflHeHHS FlaraflHeHHe naMi>x 
ypaflaM «DeflaparbiyHaM Pacnyönixi FepiviaHin i ypaflaivi Caioaa 
CaBeflxix CaflbinnicTbNHbix Pacnyönix aö naeerpaHbix aHocinax 
afl 11 nicranafla 1971 rofla y aflHOcinax naMi>x «DeflaparbiyHaM 
Pacnyönixafi F epManis i Pacnyönixaü Benapycb rpafliflb ciny. 

ApTbiKyji 21 

YcTynneHHe y ciny, TspiviiH ^aenHHFi 

(1) Fara FlaraflHeHHe ycrynae y ciny npaa Mecsfl a flaru, xani 
ypaflbi flaraBopHbix Baxoy naeeflaMSflb aflain afluaiviy liinsxaivi 
aöivieny Horaivii aö tum, luto HeaöxoflHun yHyTpbifl3Hp)xayHbm 
npafloflypbi flnn ycrynneHHn y ciny rarara FlaraflHeHHn Buxa- 
HaHbl. 

(2) Fara FlaraflHeHHe aaxnxjnaeflfla na HnBUBHanaHbi rapMiH. 

ApTbixyn 22 

CxacaBaHHe 

Ko>XHbi flaraBopHbi Box MO)xa y nxsöbi momsht naBeflaMipb 
flpyroMy flaraBopnaMy Boxy aö ceaiM painaHHi cnuHiflb flaenn- 
He rarara FlaraflHeHHn; raxoe naeeflaMneHHe naeiHHa öbiflb 
aflHanacoea HaxipaBana y Mi>KHapoflHyio apraHiaaflbixj rpaMa- 
flanncxaPi aBinflui. y raxiM Bbinaflxy FlaraflHeHHe cnuHiflb CBae 
flaenHHe npaa flBanaflflaflb Mecnpay a flaru arpbiMaHHn naee- 
flaMneHHn flpyriM flaraBopHbiM BoxaM, xani ronbxi naeeflaM- 
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wird. Wird der Eingang der Mitteilung von der anderen Vertrags- 
partei nicht bestätigt, so gilt als Eingangstag der vierzehnte Tag 
nach dem Eingang der Mitteilung bei der Internationalen Zivilluft- 
fahrt-Organisation. 


Geschehen zu Minsk am 3. Dezember 1997 in zwei Urschrif- 
ten, jede in deutscher und belarussischer Sprache, wobei jeder 
Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 


neHHe ab cnbineHHi flsesHHa ne afloaeaHa na ysaeMHati sroflse 
fla CKaH4aHHa rarara nepbmny. Y sbinaflKy aflcyTHacpi 
naL(Bepfl>KaHHa arpuMaHHa flpyriM flaraeopHbiM BoKaM naae- 
flaivineHHe naeiHHa pasrnsflaLtpa sk atpbiMaHae npas Matbip- 
HaLtpaLtb flsöH 3 flatbi arphiiviaHHa naBeflaivineHHa Mi>KHapofl- 
HaPi apraHiaaubiaPi rpaMaflssHCKaPi aBisubii. 


SflsePicHeHa y r.MincKy „3“ CHe>KHa 1997 ropa y flByx SKseivi- 
nnspax, kokhbi na HHMegKaM i benapycKaPi Moeax, npbiMbiM 
aboflBa TSKCTbi iviatogb aflHonbKaayio ciny. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
3a OeflapaTbiyHyK) PacnybniKy fepMaHis 
Albrecht 

Für die Republik Belarus 
3a PacnybniKy Benapycb 
Grigori Konstantinowitsch Fjodorow 
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Denkschrift zum Abkommen 
I. Allgemeines 

Schwerpunkt des deutschen Luftverkehrs ist der interna- 
tionale Fluglinienverkehr. Er kann nur betrieben werden, 
wenn die andere Vertragspartei den deutschen Luftfahrt- 
unternehmen entsprechende Verkehrsrechte für den 
Überflug über ihr Gebiet, den Einflug in ihr Gebiet und den 
Ausflug aus ihrem Gebiet gewährt. 

Nach allgemeinen internationalen Gepflogenheiten wer- 
den diese Rechte grundsätzlich in zweiseitigen Luftver- 
kehrsabkommen eingeräumt. Um ein derartiges Abkom- 
men handelt es sich bei dem am 3. Dezember 1997 in 
Minsk Unterzeichneten Abkommen zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Republik Belarus. 

Die eingeräumten Verkehrsrechte werden in einem als 
Protokoll vereinbarten Fluglinienplan festgelegt. Diese 
Form der Vereinbarung wurde gewählt, um die Fluglinien- 
rechte den Verkehrsanforderungen jeweils leichter und 
schneller anpassen zu können. 


II. Besonderes 

Artikel 1 erläutert die Bedeutung der im Abkommen 
verwendeten Begriffe. 

Artikel 2 legt die gewährten Freiheitsrechte der Zivil- 
luftfahrt in den Beziehungen zwischen den Vertragspar- 
teien fest. Kabotagerechte sind ausgeschlossen. 

Die Artikel 3 und 4 legen das Verfahren für die Ertei- 
lung, die Einschränkung oder den Widerruf der Betriebs- 
genehmigung zur Durchführung des Fluglinienverkehrs 
fest. Von dem Recht des Widerrufs oder der Einschrän- 
kung der Betriebsgenehmigung wird nur nach Konsul- 
tationen der Vertragsparteien Gebrauch gemacht. 

Artikel 5 sichert Inländerbehandlung zu bei den im 
Zusammenhang mit der Benutzung der Flughäfen anfal- 
lenden Gebühren. 

Artikel 6 gewährt auf der Basis der Gegenseitigkeit 
weitgehende Zoll- und Abgabenfreiheit für verwendete 
Luftfahrzeuge einschließlich der an Bord befindlichen 
Treibstoffe, Schmieröle, Ersatzteile, üblichen Ausrüstungs- 
gegenstände und Bordvorräte sowie für Werbematerial 
und Beförderungsdokumente. Er sichert darüber hinaus 
auf der Basis der Gegenseitigkeit Vergünstigungen auf 
dem Gebiet der Umsatzsteuer oder einer ähnlich ausge- 
stalteten indirekten Steuer zu. 


Artikel 7 regelt das Recht auf freien Gewinntransfer. 

Artikel 8 soll ein zufriedenstellendes Beförderungs- 
angebot sicherstellen. Ausgegangen wird vom Prinzip der 
beiderseitigen Genehmigung insbesondere hinsichtlich 
der Frequenz der Flugdienste, der Kapazität sowie der 
Flugpläne. 

Artikel 9 verpflichtet zur Übermittlung von Betriebs- 
angaben und zum Austausch statistischer Unterlagen. 

Artikel 10 enthält in Ergänzung zu den in Artikel 8 ent- 
haltenen Grundsätzen nähere Bestimmungen hinsichtlich 
der Tarifgestaltung. 

Artikel 11 regelt das Niederlassungsrecht der bezeich- 
neten Luftfahrtunternehmen, das Recht der Selbstabfer- 
tigung und das Recht des freien Verkaufs der Beförde- 
rungsdienste. 

Artikel 12 verlangt von den Vertragsparteien die 
Anwendung von Sicherheitsnormen für Luftverkehrsein- 
richtungen, Flugbesatzungen, Luftfahrzeuge sowie für 
den Betrieb der bezeichneten Unternehmen und legt das 
Verfahren bei Nichteinhaltung dieser nach dem Zivilluft- 
fahrt-Abkommen vorgesehenen Mindestnormen fest. 

Artikel 13 verpflichtet die Vertragsparteien zur Einhal- 
tung der völkerrechtlichen Pflichten zur Sicherheit der 
Zivilluftfahrt vor rechtswidrigen Eingriffen, welche konkre- 
tisiert werden. 

Artikel 14 gibt die Möglichkeit der Kontrolle der Flug- 
gäste im Flinblick auf die erforderlichen Einreisedokumen- 
te und verpflichtet die Vertragsparteien zur Rücknahme 
der von der anderen Vertragspartei zurückgewiesenen 
Fluggäste. 

Die Art i kel 15 bis 17 befassen sich mit dem Meinungs- 
austausch, den Konsultationen, der Beilegung von Strei- 
tigkeiten, einschließlich der Möglichkeit zur Anrufung 
eines Schiedsgerichts. Entsprechende Regelungen sind 
in Luftverkehrsabkommen üblich und zum Ausgleich 
möglicher Meinungsverschiedenheiten zweckmäßig. 

Die Artikel 18 bis 22 enthalten die international übli- 
chen Kündigungs-, Registrierungs- und Schlußbestim- 
mungen sowie die Behandlung früherer Abkommen und 
die Festlegung des Vorrangs eines mehrseitigen Luftver- 
kehrsübereinkommens. 
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